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Alle v.g. Rechtsgrundlagen gelten in der jeweils aktuellen Fassung.
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A Räumlicher und rechtlicher Umfang der Planfeststellung, Bestandteile 

und Anlagen des festgestellten Planes

I. Rechtlicher Umfang der Planfeststellung

Für den für den Ausbau der Landesstraße Nr. 349 (L 349) zwischen Pfeffelbach und Thal-

lichtenberg von Bau-km 3+365 bis Bau-km 5+068 wird der Plan gemäß §§ 5 und 6 LStrG

i.V.m. den §§ 1 - 7 LVwVfG und i.V.m. §§ 72 ff. VwVfG mit den Änderungen und Ergänzungen

festgestellt, die sich aus den Bestimmungen und Auflagen in den Kapiteln B und C dieses

Beschlusses ergeben.

II. Räumlicher Umfang der Planfeststellung

Der Planfeststellungsbereich erstreckt sich auf die Gemarkungen Pfeffelbach und Thallichten-

berg.

Er umfasst den Ausbau der Landesstraße Nr. 349 (L 349) zwischen Pfeffelbach und Thal-

lichtenberg von Bau-km 3+365 bis Bau-km 5+068.

Mit eingeschlossen in die Planfeststellung ist insbesondere

¶ die Neuanlegung eines Linksabbiegestreifens

¶ die Anlegung einer Bushaltestelle am rechten und linken Fahrbahnrand

¶ die Anpassung eines vorhandenen Wirtschaftsweges

¶ die Anpassung von vorhandenen Betriebszufahrten und Zufahrten

¶ die Anpassung der Borde und Kappenbereiche des Brückenbauwerks (Bauwerk Nr.

6410 559) im Zuge der L 349 über den Aalbach

¶ die notwendige Anpassung von Versorgungsleitungen

¶ die Durchführung erforderlicher landschaftspflegerischer und entwässerungstechni-

scher Maßnahmen

gemäß den Darstellungen in den festgestellten Planunterlagen.

III. Fragen der Widmung, Einziehung, Umstufung

Die mit der Durchführung der Straßenbaumaßnahme neu entstehenden Straßenflächen der L

349 gelten gem. § 36 Abs. 5 LStrG mit der Verkehrsübergabe als Landesstraße gewidmet.

Sofern im Zuge dieser Straßenbaumaßnahme derzeitige Straßenteile der L 349 künftig dem

Verkehr auf Dauer entzogen werden, gelten diese gem. § 37 Abs. 5 LStrG mit der Sperrung

als eingezogen.
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IV. Wasserrechtliche Regelungen

Dem Land Rheinland-Pfalz (Landesstraßenverwaltung) wird gemäß §§ 8, 9, 10, 12, 13 und 19

WHG in Verbindung mit den Vorschriften des LWG im Einvernehmen mit der Struktur- und

Genehmigungsdirektion Süd und mit der Kreisverwaltung Kusel die unbefristete Erlaubnis er-

teilt, das über Bankette in straßenbegleitenden Entwässerungsmulden gesammelte Oberflä-

chenwasser der L 349 einer breitflächigen Versickerung in den Untergrund bzw. über Durch-

lässe in den Pfeffelbach (Gewässer 3. Ordnung)  an folgenden Einleitstellen einzuleiten:

¶ Einleitstelle 1 (Bau-km 3+500, Gemarkung Pfeffelbach, Flur 3, Flurstück 19/1, Rechts-

wert 3 23 79 683, Hochwert 54 89 132)

¶ Einleitstelle 2 (Bau-km 3+642, Gemarkung Pfeffelbach, Flur 3, Flurstück 120, Rechts-

wert 3 23 79 778, Hochwert 54 89 244)

¶ Einleitstelle 3 (Bau-km 4+095, Gemarkung Pfeffelbach, Flur 3, Flurstück 112, Rechts-

wert 323 80 091, Hochwert 54 89 561)

¶ Einleitstelle 4 (Bau-km 4+190, Gemarkung Pfeffelbach, Flur 3, Flurstück 109, Rechts-

wert 3 23 80 143, Hochwert 54 89 637)

¶ Einleitstelle 5 (Bau-km 4+543, Gemarkung Pfeffelbach, Flur 3, Flurstück 105, Rechts-

wert 3 23 80 243, Hochwert 54 89 971)

¶ Einleitstelle 6 (Bau-km 4+776, Gemarkung Pfeffelbach, Flur 6, Flurstück 82, Rechts-

wert 3 23 80 368, Hochwert 54 90 167)

¶ Einleitstelle 7 (Bau-km 4+973, Gemarkung Thallichtenberg, Flur 6, Flurstück 139,

Rechtswert 3 23 80 498, Hochwert 54 90 316)

¶ Einleitstelle 8 (Bau-km 5+050, Gemarkung Thallichtenberg, Flur 5, Flurstück 41/5,

Rechtswert 3 23 80 562, Hochwert 54 90 383)

Die Planfeststellung konzentriert im Einvernehmen mit der Oberen Wasserbehörde – unter

Berücksichtigung der mit diesem Planfeststellungsbeschluss angeordneten Nebenbestim-

mungen – auch die erforderlichen Genehmigungen nach § 36 WHG i. V. m. § 31 LWG für

die nachstehend bezeichneten Maßnahmen:

¶ Errichtung von zwei neuen, die Trasse querenden, Durchlässen (Rohrverlegung) bei

Bau-km 4+776 (Einleitstelle 6) und bei Bau-km 4+973 (Einleitstelle 7) mit Entwässe-

rung in den Pfeffelbach (Gewässer III. Ordnung)

¶ Anpassung eines bestehenden Durchlasses bei Bau-km 4+188 (Einleitstelle 4). An-

passung eines vorhandenen Durchlasses zur Entwässerung in den Kuselbach mit Ent-

wässerung in den Pfeffelbach (Gewässer III. Ordnung)

¶ Straßenausbau im 10-m-Schutzbereich des Kuselbachs
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V. Feststellungen zur UVP-Pflichtigkeit des Vorhabens

Der in diesem Verfahren geplante Ausbau einer Landesstraße unterliegt gemäß § 5 Abs. 6

LStrG in Verbindung mit § 3 Abs. 1 und § 4 des Landesgesetzes über die Umweltverträglich-

keitsprüfung (LUVPG) und der dortigen Anlage 1 den Bestimmungen des Gesetzes über die

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG).

Der Vorhabenträger hat die Auswirkungen auf die Umwelt und auf die hierbei zu Grunde zu

legenden Schutzgüter im Rahmen einer ‚Allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls überprüft und

bewertet (vgl. hierzu Kapitel A IX.14). Im Ergebnis sind aufgrund des Umfangs und Art des

planfestzustellenden Straßenbauvorhabens keine erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt

zu erwarten. Eine Verpflichtung und Notwendigkeit zur Durchführung einer Umweltverträglich-

keitsprüfung besteht somit nicht.

Die Planfeststellungsbehörde erachtet diese Bewertung als fachlich zutreffend und stellt somit

fest, dass das Straßenbauvorhaben entsprechend den Bestimmungen des § 5 Abs. 6 LStrG

in Verbindung mit § 3 Abs. 1 und § 4 des Landesgesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-

fung (LUVPG) und der dortigen Anlage 1 sowie den Bestimmungen des Gesetzes über die

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) nicht uvp-pflichtig ist (§ 5 UVPG).

VI. Ausnahmeerteilung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG bzw. Befreiung nach § 67
BNatSchG

Dem Land Rheinland-Pfalz (Landesstraßenverwaltung) wird vorsorglich gem. § 45 Abs. 7 Satz

1 Nrn. 4 und 5 und Satz 2 BNatSchG eine Ausnahme sowie höchst vorsorglich nach § 67

BNatSchG eine Befreiung von den Verbotstatbeständen des § 44 Abs. 1 BNatSchG für fol-

gende, in Anhang IV der FFH-Richtlinie aufgeführten Arten sowie nach Artikel 1 der VS-Richt-

linie geschützten Vogelarten erteilt:

Vogelarten nach Artikel 1 der VS-RL:

Amsel, Bachstelze, Blaumeise, Bluthänfling, Buchfink, Dorngrasmücke, Eichelhäher, Elster,

Feldsperling, Gartenbaumläufer, Gartengrasmücke, Gartenrotschwanz, Girlitz, Goldammer,

Heckenbraunelle, Klappergrasmücke, Kohlmeise, Mäusebussard, Misteldrossel, Mönchsgras-

mücke, Nachtigall, Rabenkrähe, Ringeltaube, Rotkehlchen, Rotmilan, Schwarzmilan, Sing-

drossel, Star, Stieglitz, Sumpfmeise, Turmfalke, Wacholderdrossel, Zaunkönig, Zilpzalp.

Pflanzen- bzw. Tierarten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie wurden im Wirkraum des Projekts

nicht nachgewiesen. Aufgrund der Biotoptypenausstattung des Untersuchungsraumes sind

auch keine Fortpflanzungs-, Aufzucht- und Ruhestätten von Tierarten des Anhangs IV der

FFH-Richtlinie zu erwarten.
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VII. Entscheidung über Anträge im Planfeststellungsverfahren

Anträge betreffend Inhalt und Umfang der Verfahrensunterlagen, auf Durchführung weiterer

Ermittlungen und Einholung oder Hinzuziehung zusätzlicher Gutachten sowie gegen die Art

und Weise der Durchführung des Planfeststellungsverfahrens und insbesondere des Anhö-

rungsverfahrens werden zurückgewiesen, soweit über sie nicht bereits im laufenden Verfahren

entschieden wurde oder ihnen in dem vorliegenden Planfeststellungsbeschluss nach Maß-

gabe der nachfolgenden Regelungen nicht entsprochen wird.

Im Übrigen werden die Sachanträge sowie die Einwendungen und Forderungen auf Unterlas-

sung des Vorhabens, auf Planänderung und/oder Planergänzung zurückgewiesen, soweit

ihnen nicht durch Planänderungen, Planergänzungen oder durch Auflagen Rechnung getra-

gen wurde oder soweit sie sich im Laufe des Planfeststellungsverfahrens nicht auf andere

Weise erledigt haben.

VIII. Festgestellte Planunterlagen

Der festgestellte Plan für die straßenbaulichen und wasserwirtschaftlichen Maßnahmen be-

steht aus den nachstehend genannten, mit Feststellungsstempel und Dienstsiegel versehe-

nen Unterlagen:

1. Erläuterungsbericht, Unterlage 1, aufgestellt am 20.10.2020

2. Integrierter Lageplan, Unterlage 5, Blatt Nr. 1, M.: 1:500, aufgestellt am 20.10.2020

3. Integrierter Lageplan, Unterlage 5, Blatt Nr. 2, M.: 1:500, aufgestellt am 20.10.2020

4. Integrierter Lageplan, Unterlage 5, Blatt Nr. 3, M.: 1:500, aufgestellt am 20.10.2020

5. Integrierter Lageplan, Unterlage 5, Blatt Nr. 4, M.: 1:500, aufgestellt am 20.10.2020

6. Integrierter Lageplan; Unterlage 5, Blatt Nr. 5, M.: 1:500, aufgestellt am 20.10.2020

7. Legendenheft – Realnutzung und Biotoptypen, Anhang zu integrierte Lagepläne

8. Höhenplan, Achse 2, Unterlage 6, Blatt Nr. 1, M.: 1:500/50, aufgestellt am

20.10.2020

9. Höhenplan, Achse 2, Unterlage 6, Blatt Nr. 2, M.: 1:500/50, aufgestellt am

20.10.2020

10. Höhenplan, Achse 2, Unterlage 6, Blatt Nr. 3, M.: 1:500/50, aufgestellt am

20.10.2020

11. Höhenplan, Achse 2, Unterlage 6, Blatt Nr. 4, M.: 1:500/50, aufgestellt am

20.10.2020

12. Höhenplan, Achse 2, Unterlage 6, Blatt Nr. 5, M.: 1:500/50, aufgestellt am
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20.10.2020

13. Maßnahmenblätter, Unterlage 9.1, aufgestellt am 20.10.2020

14. Tabellarische Gegenüberstellung von Eingriff und Kompensation, Unterlage 9.2,

aufgestellt am 20.10.2020

15. Grunderwerbsplan, Unterlage 10.1, Blatt Nr.: 1, M.: 1:500, aufgestellt am

20.10.2020

16. Grunderwerbsplan, Unterlage 10.1, Blatt Nr.: 2, M.: 1:500, aufgestellt am

20.10.2020

17. Grunderwerbsplan, Unterlage 10.1, Blatt Nr.: 3, M.: 1:500, aufgestellt am

20.10.2020

18. Grunderwerbsplan, Unterlage 10.1, Blatt Nr.: 4, M.: 1:500, aufgestellt am

20.10.2020

19. Grunderwerbsplan, Unterlage 10.1, Blatt Nr.: 5, M.: 1:500, aufgestellt am

20.10.2020

20. Regelungsverzeichnis, Unterlage 11, aufgestellt am 20.10.2020

21. Straßenquerschnitt, Unterlage 14, Blatt Nr. 1, M.: 1:50, aufgestellt am 20.10.2020

22. Straßenquerschnitt, Unterlage 14, Blatt Nr. 2, M.: 1:50, aufgestellt am 20.10.2020

23. Straßenquerschnitt, Unterlage 14, Blatt Nr. 3, M.: 1:50, aufgestellt am 20.10.2020

24. Straßenquerschnitt, Unterlage 14, Blatt Nr. 4, M.: 1:50, aufgestellt am 20.10.2020

25. Straßenquerschnitt, Unterlage 14, Blatt Nr. 5, M.: 1:50, aufgestellt am 20.10.2020

26. Straßenquerschnitt, Unterlage 14, Blatt Nr. 6, M.: 1:50, aufgestellt am 20.10.2020

27. Straßenquerschnitt, Unterlage 14, Blatt Nr. 7, M.: 1:50, aufgestellt am 20.10.2020

28. Straßenquerschnitt, Unterlage 14, Blatt Nr. 8, M.: 1:50, aufgestellt am 20.10.2020

29. Straßenquerschnitt, Unterlage 14, Blatt Nr. 9, M.: 1:50, aufgestellt am 20.10.2020

30. Landschaftspflegerischer Begleitplan, Unterlage 19.1, aufgestellt am 20.10.2020

IX. Anlagen des Planfeststellungsbeschlusses

Anlagen des Planfeststellungsbeschlusses sind ferner die nachstehend aufgeführten Unterla-

gen:

1. Übersichtskarte, Unterlage 2, M.: 1:200.000, aufgestellt am 20.08.2020

2. Übersichtslageplan, Unterlage 3, Blatt Nr. 1, M.: 1:5.000, aufgestellt am 20.10.2020

3. Grunderwerbsverzeichnis – verschlüsselt, Anlage 10.2, bestehend aus 8 Blättern,

aufgestellt am 20.10.2020
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4. Leitungstrassenplan, Unterlage 16.1, Blatt Nr.: 1, M.: 1:500, aufgestellt am

20.10.2020

5. Leitungstrassenplan, Unterlage 16.1, Blatt Nr.: 2, M.: 1:500, aufgestellt am

20.10.2020

6. Leitungstrassenplan, Unterlage 16.1, Blatt Nr.: 3, M.: 1:500, aufgestellt am

20.10.2020

7. Leitungstrassenplan, Unterlage 16.1, Blatt Nr.: 4, M.: 1:500, aufgestellt am

20.10.2020

8. Leitungstrassenplan, Unterlage 16.1, Blatt Nr.: 5, M.: 1:500, aufgestellt am

20.10.2020

9. Kennzeichnende Querprofile, Unterlage 16.2, Querprofil Nr. 1 bis Nr. 18, Achse 2,

M.: 1:100, Stand 20.08. 2020

10. Wassertechnische Berechnungen, Unterlage 18.1, aufgestellt am 20.10.2020

11. Fachbeitrag für Gewässerschutz, Unterlage 18.3, aufgestellt am 20.10.2020

12. Bestands- und Konfliktplan, Unterlage 19.2, Blatt Nr.: 1, M.: 1:1.000, aufgestellt am

20.10.2020

13. Fachbeitrag Artenschutz, Unterlage 19.3, mit Anhang 1 – Ergebnis der Relevanz-

prüfung, aufgestellt am 20.10.2020

14. Prüfkatalog zur Ermittlung der UVP-Pflicht von Straßenbauvorhaben, Unterlage

19.4, aufgestellt am 20.10.2020

X. Anordnung der sofortigen Vollziehung

Die Planfeststellungsbehörde ordnet gemäß §§ 80 Abs. 2 Nr. 4 i.V.m. 80 a Abs. 1 Nr. 1 VwGO

die sofortige Vollziehung des vorliegenden Planfeststellungsbeschlusses an. Die Anordnung

ist im öffentlichen Interesse bzw. im überwiegenden Interesse des Straßenbaulastträgers ge-

boten (vgl. Begründung in Kapitel EXI dieses Planfeststellungsbeschlusses).
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B Allgemeine Bestimmungen und Auflagen

1. Dieser Planfeststellungsbeschluss regelt rechtsgestaltend alle öffentlich-rechtlichen Be-

ziehungen zwischen dem Träger der Straßenbaulast und den durch den Plan Betroffe-

nen.

Neben der Planfeststellung sind andere behördliche Entscheidungen, insbesondere öf-

fentlich-rechtliche Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustim-

mungen und Planfeststellungen nicht erforderlich.

Eine Ausnahme stellt die wasserrechtliche Erlaubnis bzw. Bewilligung dar, die nicht der

Konzentrationswirkung des Planfeststellungsbeschlusses unterliegt, sondern als recht-

lich selbständiges Element neben die Planfeststellung tritt, auch wenn diese Entschei-

dung im Rahmen dieser Planfeststellungsentscheidung mit erteilt wird.

2. Wird mit der Durchführung des Planes nicht innerhalb von fünf Jahren nach Eintritt der

Unanfechtbarkeit begonnen, so tritt der Plan außer Kraft, es sei denn, er wird vorher von

der Planfeststellungsbehörde um höchstens fünf Jahre verlängert.

3. Eingeschlossen in diese Planfeststellung sind die mit der Baumaßnahme verbundenen

notwendigen Änderungen, Verlegungen und Anpassungsmaßnahmen an vorhandenen

Straßen und Wegen.

4. Soweit Wirtschaftswege neu angelegt, verlegt oder geändert werden müssen, richten

sich ihre Breite und Befestigungsart nach dem vorhandenen Wegenetz in der jeweils

betroffenen Gemarkung unter Berücksichtigung der Art und Stärke des durch die Stra-

ßenbaumaßnahme bedingten zusätzlichen Verkehrs und der örtlichen Steigungsverhält-

nisse. Sollen darüber hinaus Wege breiter angelegt oder besser befestigt werden, so

sind die damit verbundenen Mehrkosten von demjenigen zu tragen, der diese Verbes-

serungen fordert.

Im Übrigen sind die vom Bundesminister für Verkehr am 29. August 2003 - S

28/38.34.00/4 BM 02 - herausgegebenen "Grundsätze für die Gestaltung ländlicher

Wege bei Baumaßnahmen an Bundesfernstraßen" maßgebend. Diese Grundsätze wur-

den in Rheinland-Pfalz mit Schreiben des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Land-

wirtschaft und Weinbau vom 1.10.2003, Az.: 8708-10.1-3281/03 auch für den Bereich

der Landes- und Kreisstraßen verbindlich eingeführt. Des Weiteren wurden mit Schrei-

ben des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau Rheinland-

Pfalz vom 07.10.2003, Az.: 8604-6-810 die „Ergänzenden Grundsätze für die Gestaltung

und Nutzung ländlicher Wege“, Stand September 2003, herausgegeben von der Bund-

Länder-Arbeitsgemeinschaft Arge Landentwicklung, eingeführt. Die beiden v.g. Grunds-

ätze für den ländlichen Wegebau sind bei der Planung, Förderung und Ausführung länd-

licher Wege innerhalb und außerhalb der Ländlichen Bodenordnung, auch als Folge-

maßnahmen beim Bau öffentlicher Straßen, zu beachten.
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5. Für die Eintragung der wasserrechtlichen Tatbestände in das Wasserbuch sind die ent-

sprechenden Eintragungen in den durch diesen Beschluss festgestellten Unterlagen und

die Bestimmungen dieses Beschlusses maßgebend.

Der für das Wasserbuch zuständigen Behörde (Struktur- und Genehmigungsdirektion

Süd) ist eine beglaubigte Ausfertigung der festgestellten Unterlagen für die Wasserbuch-

akten zur Verfügung zu stellen.

6. Die notwendigen Auflagen, die sich aus der fachtechnischen Überprüfung der geplanten

wasserwirtschaftlichen Maßnahmen ergeben, sind bei der Bauausführung zu berück-

sichtigen.

Die Bauausführung erfolgt im Benehmen mit der Struktur- und Genehmigungsdirektion

Süd.

7. Änderungen und Verlegungen von Versorgungsleitungen und sonstigen Leitungen so-

wie deren Kostentragung richten sich nach den gesetzlichen Bestimmungen bzw. nach

den zwischen den Beteiligten bestehenden Verträgen. Den Eigentümern der vorgenann-

ten Leitungen ist der Baubeginn rechtzeitig mitzuteilen.

8. Die mit der Straßenbaumaßnahme verbundenen Eingriffe in Natur und Landschaft sind

auf Kosten des Straßenbaulastträgers nach Maßgabe des Fachbeitrages Naturschutz

sowie der Fachgutachten zu vermeiden, auszugleichen bzw. zu ersetzen. Der Fachbei-

trag Naturschutz ist Bestandteil der Planfeststellungsunterlagen (vgl. hierzu Kapitel A

AVIII.30).

Die planfestgestellten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Sinne der Eingriffsrege-

lung gemäß § 6 LNatSchG/ § 14 BNatSchG sind mit Beginn des jeweiligen Eingriffs,

spätestens jedoch 3 Jahre nach dem Eingriffsbeginn herzustellen. Ein Eingriff ist in die-

sem Sinne begonnen, sobald mit der Veränderung der Gestalt oder Nutzfläche der Flä-

che, insbesondere durch Einrichten einer Baustelle oder Herrichten von Flächen für den

jeweiligen Eingriff, begonnen wurde. Die Maßnahmen zur Herstellung und Erreichung

der mit den Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen jeweils verfolgten Entwicklungszielen

sind unter Berücksichtigung der fachgesetzlich gebotenen Vorgaben durchzuführen.

Die planfestgestellten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind nach Maßgabe der in

den Planunterlagen beschriebenen Regelungen entsprechend ihrer jeweiligen natur-

schutzfachlichen Kompensationsfunktion dauerhaft, d. h. so lange der Eingriff fortwirkt,

rechtlich zu sichern und zu unterhalten. Eventuelle zukünftige Eingriffe in diese Maß-

nahmen sind zulässig, soweit hierbei sichergestellt ist, dass die den Maßnahmen zuge-

dachte naturschutzfachliche Funktion weiterhin gewahrt wird.

Die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Sinne der Eingriffsregelung gem. § 6

LNatSchG/ § 14 BNatSchG und die dafür in Anspruch genommenen Flächen sind in

einem digitalen Kompensationsverzeichnis zu erfassen (§ 17 Abs. 6 BNatSchG). Das

Kompensationsverzeichnis wird von der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord als
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Obere Naturschutzbehörde technisch betrieben. Die Eintragungen in das Kompensati-

onsverzeichnis nimmt die am Planfeststellungsverfahren beteiligte Obere Naturschutz-

behörde vor. Die zuständige Straßenbaubehörde hat nach Erlass dieses Planfeststel-

lungsbeschlusses umgehend auf eine Eintragung in das Kompensationsverzeichnis hin-

zuwirken und der Eintragungsstelle die erforderlichen Angaben entsprechend den An-

forderungen des § 4 LKompVzVO vom 12.06.2018 sowie unter Beachtung der elektro-

nischen Vorgaben zu übermitteln. Nähere Informationen zum EDV-System KSP

(KomOn Service Portal) zur Erfassung der Eingriffs- und Kompensationsflächen sowie

zur Registrierung sind unter https://mueef.rlp.de/de/themen/naturschutz/eingriff-und-

kompensation/ksp zu finden. Änderungen von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen hat

die zuständige Straßenbaudienststelle der Eintragungsstelle mitzuteilen, damit eine ent-

sprechende Änderung der Eintragung im Kompensationsverzeichnis erfolgen kann.

Die Straßenbaubehörde hat nach Abschluss der Baumaßnahme der Planfeststellungs-

behörde einen Bericht bezüglich der vollständigen Herstellung aller landespflegerischen

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen einschließlich der artenschutzrechtlichen CEF- und

FCS-Maßnahmen sowie der evtl. durchzuführenden habitatschutzrechtlichen Kohärenz-

sicherungsmaßnahmen und das Erreichen der jeweiligen Entwicklungsziele vorzulegen.

Ergänzend wird auf die nachfolgende Auflagenregelung Nr. 13 verwiesen.

9. Vorhandene Zufahrten und Zugänge der Anliegergrundstücke sind bei Vorliegen der

straßengesetzlichen Voraussetzungen der durch die Straßenbaumaßnahme bedingten

veränderten Situation anzupassen. Die entsprechenden Maßnahmen sind im Beneh-

men mit den Grundstückseigentümern festzulegen.

Die „Richtlinien für die Benutzung der Bundesfernstraßen in der Baulast des Bundes“

(Nutzungsrichtlinien) - ARS Nr. 07/2020 vom 14.03.2020, VkBl. Nr. 8/2020, S. 238, so-

wie das Schreiben des MWVLW vom 18.03.2020 sind zu beachten. Das MWVLW hat

mit vorgenanntem Schreiben die Nutzungsrichtlinien eingeführt und gleichzeitig ihre An-

wendung für die Landes- und Kreisstraßen angeordnet, soweit die Vorschriften des

LStrG nicht entgegenstehen.

10. Soweit durch Planergänzungen größere Geländeinanspruchnahmen notwendig werden,

als es die festgestellten Grunderwerbspläne ausweisen, oder soweit Rechte Dritter in

sonstiger Weise über den festgestellten Plan hinaus berührt werden, ist vor Baubeginn

die Zustimmung der neu oder stärker Betroffenen herbeizuführen. Eine ergänzende Ent-

scheidung der Planfeststellungsbehörde bleibt vorbehalten.

11. Über bürgerlich-rechtliche Ansprüche (Entschädigungsforderungen) kann im Planfest-

stellungsbeschluss nicht entschieden werden, da hier entsprechend den straßengesetz-

lichen Vorschriften nur öffentlich-rechtliche Beziehungen geregelt werden. Die Regelung

von Entschädigungsfragen erfolgt gesondert durch die Straßenbaudienststellen (oder -

falls keine Einigung erzielt werden kann - durch die Enteignungsbehörde). Zu der Ent-

schädigungsregelung ist zu bemerken, dass die durch die Baumaßnahme Betroffenen

für die Inanspruchnahme ihrer Grundstücke und Gebäude nach den Grundsätzen des

https://mueef.rlp.de/de/themen/naturschutz/eingriff-und-kompensation/ksp
https://mueef.rlp.de/de/themen/naturschutz/eingriff-und-kompensation/ksp
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Entschädigungsrechts (Landesenteignungsgesetz) entschädigt werden, wobei neben

der Grundstücks- und Gebäudeentschädigung unter bestimmten Voraussetzungen auch

Ersatz für sonstige Vermögensnachteile (wie Wertminderung der Restgrundstücke, Ver-

lust von Aufwuchs u.a.) infrage kommt.

Der Straßenbaulastträger ist verpflichtet, Restflächen - soweit diese nicht mehr in ange-

messenem Umfang baulich oder wirtschaftlich genutzt werden können - nach den Best-

immungen des Entschädigungsrechts zu erwerben.

12. Soweit an anderen Anlagen ausgleichspflichtige Wertverbesserungen entstehen, sind

vor Baubeginn die Zustimmungen eventueller Kostenpflichtiger zum Ausgleich der Wert-

verbesserungen herbeizuführen bzw. Kostenvereinbarungen abzuschließen. Eine er-

gänzende Entscheidung der Planfeststellungsbehörde bleibt vorbehalten.

13. Die zuständige Straßenbaudienststelle hat der Planfeststellungsbehörde jeweils zeitnah

den Beginn der Baudurchführung sowie die Fertigstellung der Straßenbaumaßnahme

anzuzeigen. Sie hat fernerhin der Planfeststellungsbehörde mitzuteilen, ob die Durch-

führung der Straßenbaumaßnahme (einschließlich der Herstellung der naturschutzfach-

lichen Maßnahmen) entsprechend den Feststellungen des Planfeststellungsbeschlus-

ses insbesondere auch hinsichtlich der Umweltauswirkungen des Vorhabens, erfolgt ist.

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die zuständige Straßenbau-

behörde selbst die hierzu erforderlichen Überwachungsmaßnahmen durchzuführen hat.

Die Regelung in vorstehender Nr. 8 bleibt hiervon unberührt.

14. Für den Fall, dass dies aus tatsächlichen und/oder rechtlichen Gründen erforderlich wer-

den sollte, behält sich die Planfeststellungsbehörde eine ergänzende Entscheidung

nach § 74 Abs. 3 VwVfG insbesondere über die Erteilung weiterer Auflagen und/oder

Nebenbestimmungen vor. Sofern dies aus Rechtsgründen geboten sein sollte, behält

sich die Planfeststellungsbehörde ggfs. auch die Durchführung eines ergänzenden Ver-

fahrens vor.
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C Besondere Bestimmungen und Auflagen

Träger der festgestellten Baumaßnahme ist das Land Rheinland-Pfalz – Landesstraßenver-

waltung – unbeschadet einer etwaigen Kostenbeteiligung Dritter.

Die Bauausführung obliegt dem Landesbetrieb Mobilität Kaiserslautern, Morlauterer Straße

20 in 67657 Kaiserslautern.

In Ergänzung der allgemeinen Bestimmungen und Auflagen in Kapitel B Nr. 1 bis 14 dieses

Planfeststellungsbeschlusses und ergänzend zu den im Regelungsverzeichnis getroffenen

Regelungen werden dem Ausbauunternehmer (Land Rheinland-Pfalz - Landesstraßenverwal-

tung) gemäß § 1 LVwVfG i.V.m. § 74 Abs. 2 VwVfG die nachstehenden Verpflichtungen auf-

erlegt und dabei Folgendes bestimmt:

I. Leitungen

Durch die Straßenbaumaßnahme werden Änderungen bzw. Verlegungen an den Telekommu-

nikationslinien der

¶ Deutschen Telekom Technik GmbH

¶ PLEdoc GmbH

erforderlich. Die zuständige Straßenbaudienststelle wird deshalb angewiesen, die genannten

Versorgungsunternehmen rechtzeitig über den Beginn der Straßenbauarbeiten zu unterrich-

ten. Die Kostentragung für die aus Anlass der Straßenbaumaßnahme notwendig werdenden

Leitungsarbeiten richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen bzw. nach den bestehen-

den vertraglichen Abmachungen.

Deutsche Telekom Technik GmbH

Die im Planbereich liegenden Telekommunikationslinien der Telekom werden von der Stra-

ßenbaumaßnahme berührt und müssen infolgedessen verändert oder verlegt werden. Not-

wendige Arbeiten beabsichtigt die Telekom im Zuge der Straßenbaumaßnahme durchzufüh-

ren. Hierzu ist der Deutschen Telekom Technik GmbH rechtzeitig mitzuteilen, in welcher Art

die Straßensanierung erfolgt und insbesondere in welcher Tiefe die Erdarbeiten in Bereich der

Leitungszone durchgeführt werden.

Die im Plangebiet befindlichen Telekommunikationslinien sind in die Ausschreibungsunterla-

gen der Straßenbaumaßnahme aufzunehmen. Ebenso ist der Hinweis anzubringen, dass die

Telekom selbst nicht an der Ausschreibung teilnimmt, jedoch anstrebt, eigene Verhandlungen

mit dem bauausführenden Unternehmen zu führen. Nach Auftragsvergabe teilt der Vorhaben-
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träger der Deutschen Telekom Technik GmbH, T NL Südwest, PTI 11, Bauleitplanung, Pirma-

senser Straße 65, 67655 Kaiserslautern oder per Mail an: Koordienierung.pti11@telekom.de

die Kontaktdaten der bauausführenden Firmen mit.

Im Zuge der Bauausführung ist weiterhin darauf zu achten, dass Beschädigungen an den Te-

lekommunikationsanlagen vermieden werden. Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu

beachten. Der Vorhabenträger bzw. die Bauausführenden werden verpflichtet, vor Beginn der

Bauarbeiten aktuelle Bestandspläne bei der zuständigen PTI, Mail an: planauskunft.sued-

west@telekom.de einzuholen. Falls erforderlich, können auch Einweisungen vor Ort durchge-

führt werden.

PLEdoc GmbH

Sollte der Geltungsbereich der Straßenbaumaßnahme erweitert, verlagert oder der Arbeits-

raum die Projektgrenzen wesentlich überschritten werden, ist die PLEdoc GmbH im Rahmen

der Bauausführung erneut zu beteiligen.

II. Naturschutz

Nach Maßgabe der festgestellten Planunterlagen hat der Vorhabenträger bei der Bauvorbe-

reitung und –ausführung nachfolgende naturschutzfachliche Kompensationsmaßnahmen si-

cherzustellen bzw. umzusetzen:

V 1: Anlage von Schutzzäunen während der Bauzeit zur Erhaltung der angrenzenden Ge-

hölze

V 2: Schutz und Erhaltung angrenzender Einzelbäume während der Bauzeit gemäß

RAS.LP (1999)

V 3: Zur Minimierung der Beeinträchtigungen des Bodenhaushaltes und zur Wiederherstel-

lung beanspruchter Biotope sind Gehölze auf den beanspruchten Böschungen  nicht

zu roden, sondern lediglich zurückzuschneiden

V 4: Gehölze dürfen im Zeitraum 1. März bis 30. September gemäß § 39 Absatz 5

BNatSchG nicht beseitigt werden

V 5: Zur Minimierung der Beeinträchtigungen des Bodenhaushaltes sind Oberboden arbei-

ten nach den Bestimmungen der DIN 18300 durchzuführen (Trennung von Oberboden

und Unterboden beim Bodenabtrag und Wiedereinbau, Tiefenlockerung von Böden,

frühzeitige Wiederbegrünung / Zwischensaat offenliegender Böden)

V 6: Für die Baustelleneinrichtung und Lagerung von Betriebs- und Baustoffen sind aus-

schließlich ökologisch wenig sensible und/oder anthropogen vorbelastete Flächen zu

verwenden. Dazu gehören einerseits die vorhandenen Fahrbahntrassen und Wirt-

schaftswege und andererseits unempfindliche Flächen wie angrenzende Fettwiesen

und Ackerflächen

mailto:Koordienierung.pti11@telekom.de
mailto:planauskunft.suedwest@telekom.de
mailto:planauskunft.suedwest@telekom.de
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A 1: Entsiegelung nicht mehr benötigter Fahrbahnteile, Rekultivierung und Begrünung (Ein-

saat) der Flächen

A 2: Gehölzsukzession auf beanspruchten und überdeckten Böschungen

A 3: Anpflanzung von Einzelbäumen heimischer Art in mehreren Gruppen

A 4: Pflanzung von Gehölzhecken und Entwicklung von Ackersäumen

A 5: Pflanzung einer einreihigen Böschungshecke

E 1: Entwicklung von Magergrünland-Gesellschaften und Trockenrasen-Gesellschaften auf

Weinbergsbrache

G 1: Begrünung von Banketten und Entwässerungsmulden durch Einsaat von Landschafts-

rasen

G 2: Begrünung von Böschungen und Nebenflächen durch Einsaat von Landschaftsrasen

Die Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd und die Kreisverwaltung Kusel als Obere bzw.

Untere Naturschutzbehörde haben im Verfahren eine Stellungnahme abgegeben. Der Bau-

lastträger hat die dort aufgeführten Darlegungen, Hinweise und Nebenbestimmungen zu be-

achten. Insbesondere wird der Vorhabenträger wie folgt verpflichtet:

¶ Im Rahmen der Herstellung und Erhaltung der Vegetationsflächen sind gebietsheimi-

sche Pflanzen aus regionaler Herkunft zu verwenden. Zur Ansaat ist ausschließlich

standortgerechtes zertifiziertes Saatgut (Herkunftsregion: Oberrheingraben mit

Saarpfälzer Bergland) zu verwenden. Sämtliche Flächen sind laut den Vorgaben der

Maßnahmeblätter zu unterhalten und dauerhaft zu pflegen.

¶ Um die Umsetzung sämtlicher Maßnahmen zu gewährleisten, ist frühzeitig eine ökolo-

gische Baubegleitung einzurichten, die auch bei der Erarbeitung der Bauzeitenpläne,

Ausführungspläne und Ausschreibung mit einzubinden ist. Der Oberen Naturschutzbe-

hörde ist mitzuteilen, wer diese Baubegleitung wahrnehmen wird.

¶ Bezüglich der Bodenversiegelung verbleiben nach Abzug der Entsiegelungsmaßnah-

men ein Kompensationsdefizit von 164 m². Das Defizit soll durch Abbuchung auf dem

Ökokonto 03 „Offenbach-Hundheim“ abgegolten werden. Der Nachweis hierüber ist der

Oberen Naturschutzbehörde vorzulegen.

¶ Hinsichtlich des möglichen straßenbaubedingten Verlustes von Habitaten für Spechte

und Fledermäuse sind ergänzend zu den artenschutzrechtlichen Untersuchungen, ge-

gebenenfalls vorhandene Höhlenbäume mit potentiellen oder tatsächlich genutzten Fort-

pflanzungs- und Ruhestätten zu erfassen und eine artenschutzrechtliche Bewertung hin-

sichtlich der Betroffenheit der Arten vorzunehmen. Das Ergebnis der Untersuchung ist

der Oberen Naturschutzbehörde und der Planfeststellungsbehörde vorzulegen. Eine er-

gänzende Entscheidung der Planfeststellungsbehörde bleibt vorbehalten.
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III. Wasser- /Abfallwirtschaft

Wasserwirtschaft

Die Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirt-

schaft, Bodenschutz (Kaiserslautern) und die Kreisverwaltung Kusel als Untere Wasserbe-

hörde haben im Verfahren eine Stellungnahme abgegeben. Der Baulastträger hat die dort

aufgeführten Darlegungen, Hinweise und Nebenbestimmungen zu beachten. Insbesondere

wird der Vorhabenträger wie folgt verpflichtet:

¶ Nach Mitteilung der Oberen Wasserbehörde bei der Struktur- und Genehmigungsdirek-

tion Süd sind einer abwassertechnischen Zielplanung (Schmutzfrachtberechnung), der

Verbandsgemeinde Kusel-Altenglan zufolge, in den kommenden Jahren umfangreiche

Um- und Neubaumaßnahmen an abwassertechnischen Anlagen zur Erreichung der ord-

nungsgemäßen Abwasserbeseitigung notwendig. Entsprechende Maßnahmen sind

auch in den Ortsgemeinden Pfeffelbach und Thallichtenberg vorgesehen. Dabei sind

auch tiefbautechnische Eingriffe im Bereich der L 349 möglich. Vor diesem Hintergrund

wird der Vorhabenträger verpflichtet, vor Beginn der Straßenbaumaßnahme eine Ab-

stimmung mit den Verbandsgemeindewerken Kusel-Altenglan herbeizuführen.

¶ Beim Ausbau ist jedermann verpflichtet, die nach den Umständen erforderliche Sorgfalt

anzuwenden, um eine Verunreinigung der Gewässer oder eine sonstige nachteilige Ver-

änderung ihrer Eigenschaften und der unmittelbaren Umgebung zu verhüten.

¶ Beeinträchtigungen der oberirdischen Fließgewässer und ihrer unmittelbaren Umgebun-

gen sind grundsätzlich zu unterlassen. Bei der Anlage eventuell erforderlicher Material-

lager und Baustelleneinrichtungen ist die vorhandene Vegetation zu schonen. Ab- und

Zwischenlagerungen von Materialien im mittelbaren und unmittelbaren Gewässerbe-

reich sind verboten.

¶ Sollte sich bei der Bauausführung zeigen, dass Änderungen der genehmigten Pläne o-

der weitere wasserwirtschaftliche Maßnahmen erforderlich werden, so sind diese vor

ihrer Ausführung mit der Unteren Wasserbehörde bei der Kreisverwaltung Kusel abzu-

stimmen und entsprechend zu planen. Das gleiche gilt auch für mögliche, derzeit noch

nicht vorhersehbare Eingriffe und Maßnahmen im Zuge des Vorhabens, die ggfs. ein

oberirdisches Gewässer bzw. das Grundwasser mittelbar oder unmittelbar tangieren

könnten.

¶ Für den Ausbau benötigte Maschinen und Geräte sind so zu warten, instand zu halten

und zu betreiben, dass eine Boden- oder Grundwasserverunreinigung, insbesondere

durch Treib- und Betriebsstoffe, nicht zu besorgen ist. Bei Schadensfällen mit wasser-

gefährdenden Stoffen ist die Polizeiinspektion Kusel oder die Untere Wasserbehörde

unverzüglich zu informieren.

¶ Der Vorhabenträger hat die Anlagen zu überwachen und in einem betriebssicheren Zu-

stand zu halten. Den Wasserbehörden, der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd,
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Regionalstelle Kaiserslautern und deren Beauftragten ist jederzeit Zutritt zu den Anlagen

zu gestatten.

¶ Für Schäden und Nachteile, die infolge dieser Maßnahme (Bau, Betrieb und Bestand

der Anlage) von Dritten geltend gemacht werden, haftet der Vorhabenträger bzw. sein

Rechtsnachfolger.

¶ Eine Haftung des Gewässerunterhaltungspflichtigen für mögliche Beschädigungen der

Anlage, wie sie beispielsweise durch Auskolkungen entstehen könnten, bleibt grund-

sätzlich ausgeschlossen. Ansprüche an die Gewässerunterhaltung können aufgrund der

in diesem Planfeststellungsbeschluss erteilten wasserrechtlichen Erlaubnis (vgl. Kapitel

A AIV) nicht abgeleitet werden.

¶ Die durch die Maßnahme (Bau, Betrieb und Bestand der Anlage) eventuell verursachten

Mehraufwendungen im Rahmen der Gewässerunterhaltung sind dem Gewässerunter-

haltungspflichtigen zu erstatten. Auf die entsprechenden wassergesetzlichen Regelun-

gen wird in diesem Zusammenhang verwiesen.

¶ Die nachträgliche Änderung oder Festsetzung von Nebenbestimmungen bleibt im öf-

fentlichen Interesse vorbehalten. Gfs. bleibt eine ergänzende Entscheidung der Plan-

feststellungsbehörde vorbehalten.

Abfallwirtschaft / Bodenschutz

¶ Die bei der Baumaßnahme anfallenden mineralischen und nicht mineralischen Abfälle-

le, wie Straßenaufbruch, Bauschutt und Erdaushub, Baustellenabfälle etc. sind ord-

nungsgemäß zu entsorgen. Die abfall- und bodenschutzrechtlichen Bestimmungen

(Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG), Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) und Bun-

des-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) sind zu beachten.

¶ Bei der Entsorgung ist das Verwertungsgebot nach § 7 Abs. 2 KrWG zu beachten. Nach

§ 7 Abs. 3 KrWG hat die Verwertung ordnungsgemäß und schadlos zu erfolgen. Dabei

sind die Technischen Regeln „Anforderungen an die stoffliche Verwertung von minerali-

schen Abfällen“ der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) in ihrer jeweils ak-

tuellen Fassung zu beachten.

¶ Auf die in Rheinland-Pfalz im Juli 2007 eingeführten ALEX Infoblätter 24, 25 und 26 des

Landesamtes für Umwelt (LfU) wird verwiesen. Die darin enthaltenen Hinweise zur Ver-

wertung von Boden und Bauschutt in bodenähnlichen Anwendungen und technischen

Bauwerken sind zu beachten.

¶ Der „Leitfaden für den Umgang mit Boden und ungebundenen/gebundenen Straßen-

baustoffen hinsichtlich Verwertung oder Beseitigung“ sowie das „Handbuch Entsor-

gungsplanung für den kommunalen Tief- und Straßenbau in Rheinland-Pfalz“ des Ar-

beitskreises Straßenbauabfälle Rheinland-Pfalz ist zu beachten.
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¶ Zudem ist der „Leitfaden für die Behandlung von Ausbauasphalt und Straßenaufbruch

mit teer-/pechtypischen Bestandteilen“ bzw. das „Merkblatt zur Verwertung von pech-

haltigem Straßenaufbruch in Verkehrsflächen außerhalb des Geschäftsbereiches des

Landesbetriebes Mobilität Rheinland-Pfalz“ zu berücksichtigen.

¶ Bei der Baumaßnahme fallen große Mengen überschüssiges mineralisches Material an.

Hier ist der Nachweis zu führen, dass eine ordnungsgemäße Verwertung (z. B. techni-

sches Bauwerk, bodenähnliche Anwendung) oder Beseitigung (z. B. Deponie) durchge-

führt wurde. Die entsprechende Dokumentation ist nach Abschluss der Maßnahme auf

Verlangen der zuständigen Behörde vorzulegen.

IV. Denkmalschutz

Die Straßenbaudienststelle hat bei der Ausschreibung und Vergabe der Straßenbauarbeiten

die bauausführenden Firmen auf die Beachtung der Bestimmungen des Denkmalschutzge-

setzes (DSchG) hinzuweisen. Danach ist jeder zu Tage kommende archäologische Fund un-

verzüglich zu melden und die Fundstelle soweit als möglich unverändert zu lassen. Fundge-

genstände sind gegen Verlust zu sichern. Der Beginn der Bauarbeiten ist der Generaldirektion

Kulturelles Erbe (Direktion Landesarchäologie und Direktion Landesarchäologie/Erdge-

schichte) rechtzeitig anzuzeigen.

Darüber hinaus wird dem Vorhabenträger aufgegeben, zu den notwendigen archäologischen

Arbeiten zur Schadensminderung bzw. zum Erhalt der von dem Straßenbauvorhaben berühr-

ten, geschützten, archäologischen Kulturdenkmäler beizutragen. Die konkreten Schutz- bzw.

Erhaltungsmaßnahmen sind vom Vorhabenträger rechtzeitig vor Baubeginn mit der Denkmal-

fachbehörde abzustimmen. Die Kostenbeteiligung des Vorhabenträgers regelt sich nach den

gesetzlichen Bestimmungen.

Sollten archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Generaldirektion Kulturelles

Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Speyer ein angemessener

Zeitraum einzuräumen, damit Rettungsgrabungen, den Anforderungen der heutigen archäo-

logischen Forschung entsprechend, durchgeführt werden können.

Im Planungsgebiet können sich bisher nicht bekannte Kleindenkmäler (wie Grenzsteine) be-

finden. Diese sind selbstverständlich zu berücksichtigen bzw. dürfen von Planierungen o.ä.

nicht berührt oder von ihrem angestammten, historischen Standort entfernt werden.

V. Weitere Bestimmungen und Auflagen

1. Sofern bei der Baudurchführung unerwartete Kontaminationen bekannt werden bzw.

auftreten, ist der Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz als zuständige Behörde

nach dem Bundes-Bodenschutzgesetz bzw. Landesbodenschutzgesetz zu beteiligen.
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2. Gemäß der Stellungnahme des Verkehrsverbundes Rhein-Neckar GmbH hat der

Straßenbaulastträger zur Sicherstellung des Linienbetriebes eventuelle Umleitungen

und Vollsperrungen mit der DB Regio Bus Mitte GmbH rechtzeitig vor Baubeginn abzu-

stimmen. Behinderungen für den Busverkehr sind so gering wie möglich zu halten.

3. Im Bereich der Baumaßnahme befindet sich bei Bau-km 3+650 (an der Brücke über den

Pfeffelbach / Radweg / Zufahrt zum Steinbruchbetrieb) ein Höhenfestpunkt (HFP) zur

Landesvermessung der mit dem Ausbau der L 349 überbaut bzw. zerstört wird. Das

Landesamt für Vermessung und Geobasisinformation Rheinland-Pfalz weist darauf

hin, dass der HFP – als Nivellierungspunkt (NivP) der 3. Ordnung - nicht mehr gepflegt

bzw. verlegt wird. Sofern der HFP im Zuge der Bauausführung zerstört wird, ist das

Landesamt für Vermessung und Geobasisinformation Rheinland-Pfalz per E-Mail unter

(Festpunktgefaehrdung@vermkv.rlp.de) zu benachrichtigen.

4. Der Vorhabenträger hat in Abstimmung mit den bauausführenden Firmen darauf hinzu-

wirken, die Erschließung der Anliegergrundstücke, insbesondere die Zufahrt zu der

Bremmenmühle und der Altmühle, während der Bauausführung zu gewährleisten. Der

Straßenbaulastträger hat die Betroffenen rechtzeitig über den Beginn der Straßenbau-

arbeiten und den geplanten Bauablauf zu unterrichten. Sofern Zufahrtsmöglichkeiten zu

den Anliegergrundstücken temporär nicht gewährleistet werden können, ist dies recht-

zeitig mit den jeweiligen Betroffenen abzustimmen. Die Erreichbarkeit der Grundstücks-

zufahrten für Rettungszufahrten ist dauerhaft sicherzustellen.

5. Sofern im Zuge der Bautätigkeiten Grenzpunkte zerstört oder überdeckt werden, sind

diese nach Abschluss der Bauarbeiten wieder sichtbar herzustellen.

6. Der Baulastträger hat das Entwässerungskonzept gemäß den vorliegenden wassertech-

nischen Unterlagen umzusetzen. Dabei hat er bei der vorgesehenen breitflächigen Ver-

sickerung des Oberflächenwassers der L 349 darauf zu achten, dass das Oberflächen-

wasser ordnungsgemäß abgeleitet wird und keine nach dem Stand der Technik ver-

meidbaren Schäden bzw. Vernässungen an den Nachbargrundstücken auftreten.

7. Hinsichtlich der vorgesehenen Begrünungsmaßnahme im Zuge der Gestaltungsmaß-

nahmen G 1 und G 2 sind gemäß den Maßnahmenblättern die mit Oberboden abge-

deckten Böschungen und Nebenflächen durch Einsaat von kräuterreichem Landschafts-

rasen zu begrünen. Dazu ist vorrangig regionales Saatgut aus dem Produktionsraum

„Südwestdeutsches Berg- und Hügelland mit Oberrheingraben“ zu verwenden. Weiter-

hin hat der Baulastträger darauf zu achten, dass Saatgut mit nicht-giftigen Pflanzen ein-

gesetzt wird.

8. Aufgrund der berechtigten Forderung der Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz

sind die erforderlichen Gehölzpflanzungen im Zuge der naturschutzfachlichen Aus-

gleichsmaßnahmen entlang der L 349, insbesondere im Bereich der Zufahrten zu den

landwirtschaftlichen Flächen, so zu gestalten, dass Sichtbehinderungen für die Ver-

kehrsteilnehmer und den landwirtschaftlichen Verkehr ausgeschlossen werden können.

mailto:Festpunktgefaehrdung@vermkv.rlp.de
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9. Einem Hinweis des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz ent-

sprechend, hat der Vorhabenträger bei Eingriffen in den Baugrund die einschlägigen

Regelwerke (u. a. DIN 4020, DIN EN 1997-1 und -2, DIN 1054) zu beachten.

Sowohl der geotechnische Bericht mit UTM 32-Koordinatend der Bohrpunkte sowie die

Schichtenverzeichnisse der Bohrungen sind dem Landesamt für Geologie und Bergbau

Rheinland-Pfalz in Kopie zu übersenden.

10. Im Verlauf der Baustrecke zweigen von der L 349 zwei Zufahrten zu den Verladepunkten

Pfeffelbach und Niederberg eines Tagebaubetriebs ab. Der Straßenbaulastträger wird

verpflichtet, sich hinsichtlich der Aufrechterhaltung der Zufahrtsmöglichkeiten zu den

Verladepunkten rechtzeitig vor Beginn der Straßenbaumaßnahme als auch während der

Bauphase mit dem Tagebaubetrieb in Verbindung zu setzen, um die Erreichbarkeit der

Verladepunkte im Detail abzustimmen.
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D Beteiligte

I. Träger öffentlicher Belange

1. Kreisverwaltung Kusel, Trierer Straße 49-51, 66869 Kusel

- Schreiben vom 24.02.2021, Az. 5/53/PF L 346

- Schreiben vom 24.03.2021, Az. 50/661-04-01

Vgl. Ausführungen in Kapitel C und EVIII

2. Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Friedrich-Ebert-Straße 14, 67433

Neustadt an der Weinstraße

Schreiben vom 05.03.2021, Az. 14-435-12:41

 Vgl. Ausführungen in Kapitel C und EVIII

3. Landesamt für Vermessung und Geobasisinformation Rheinland-Pfalz, Von-

Kuhl-Straße 49, 56070 Koblenz

- E-Mail vom 29.01.2021, Az. 26 121-4

Vgl. Ausführungen in Kapitel C

4. Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz, Emy-Roeder-Straße

5, 55129 Mainz

-  Telefax vom 02.03.2021, Az. 3240-0071-21/V1 kp/mwa (Antrag auf Fristverlänge-

rung)

- Telefax vom 07.04.2021, Az. 3240-007-21/V1 chd, Dr. Deh, Dr. Bi, kp/mwa

Vgl. Ausführungen in Kapitel C

5. Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landesarchäo-

logie, Außenstelle Speyer, Kleine Pfaffengasse 10, 67346 Speyer

- Schreiben vom 09.03.2021, Az. E2021/0059 dh

- Schreiben vom 11.05.2021, Az. E2021/0059 dh

Vgl. Ausführungen in Kapitel C

6. Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, Röchlingstraße 1, 67663 Kaisers-
lautern

- E-Mail vom 10.03.2021 mit Schreiben vom 10.03.2021, Az. 14 – 06.12

- Schreiben vom 10.03.2021, Az. 14 – 06.12

Vgl. Ausführungen in Kapitel C und EVIII



Kapitel D, Beteiligte

Seite 20

7. Dienstleistungszentrum Ländlicher Raum (DLR) Westpfalz, Fischerstraße

12, 67655 Kaiserslautern

- E-Mail vom 22.01.2021

-  E-Mail vom 12.05.2021

Vgl. Ausführungen in Kapitel EVIII

8. Verbandsgemeindeverwaltung Lauterecken-Wolfstein, Schulstraße 6a,
67742 Lauterecken

E-Mail vom 28.01.2021

Vgl. Ausführungen in Kapitel EVIII

9. Verkehrsverbund Rhein-Necker GmbH, B1 3-5, 68159 Mannheim

- E-Mail vom 26.01.2021

Vgl. Ausführungen in Kapitel C

10. Deutsche Telekom Technik GmbH, NL Südwest, PTI 11, Pirmasenser Straße

65, 67655 Kaiserslautern

- E-Mail vom 22.01.2021 mit Schreiben vom 22.01.2021, Az. 035-21/NWKL/JT

Vgl. Ausführungen in Kapitel C

11. PLEdoc GmbH, Gladbecker Straße 404, 45326 Essen

Schreiben vom 26.01.2021, Az: 20210103856

Vgl. Ausführungen in Kapitel C

II. Privatpersonen

Im Verfahren haben sich 3 Privatpersonen und ein Unternehmen geäußert. Aus datenschutz-

rechtlichen Gründen wird auf die Angabe von Namen und Anschriften verzichtet.
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E Begründung

I. Notwendigkeit des Planfeststellungsverfahrens

Landesstraßen dürfen gemäß § 5 Absatz 1 LStrG nur gebaut oder geändert werden, wenn der

Plan vorher festgestellt ist. Durch die Planfeststellung wird die Zulässigkeit des Vorhabens

einschließlich der notwendigen Folgemaßnahmen im Hinblick auf alle von ihm berührten öf-

fentlichen Belange festgestellt, und es werden alle öffentlich-rechtlichen Beziehungen zwi-

schen dem Träger des Vorhabens und den durch den Plan Betroffenen rechtsgestaltend ge-

regelt (§ 75 Absatz 1 VwVfG). Die vorliegende Straßenbaumaßnahme ist ein planfeststel-

lungspflichtiges Vorhaben im Sinne von § 5 Absatz 1 LStrG. Der vorliegende Planfeststel-

lungsbeschluss umfasst kraft seiner Konzentrationswirkung nach § 75 Absatz 1 in Verbindung

mit § 100 Nr. 2 VwVfG in Verbindung mit § 4 LVwVfG auch alle nach anderen Rechtsvorschrif-

ten notwendigen Genehmigungen, Befreiungen etc. mit Ausnahme der wasserrechtlichen Er-

laubnis bzw. Bewilligung (s. Kapitel B, Ziffer 1, 3. Absatz).

II. Zuständigkeit

Der Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz in Koblenz ist gemäß § 5 Absatz 1 LStrG in Ver-

bindung mit § 6 Absatz 7 LStrG in Verbindung mit § 49 Absatz 2 LStrG in Verbindung mit

Artikel 1 § 1 des Landesgesetzes zur Neuorganisation der Straßen- und Verkehrsverwaltung

Rheinland-Pfalz vom 18.12.2001 (GVBl. S. 303) in Verbindung mit Artikel 1 Nummer 1 des

Landesgesetzes zur Anpassung von Landesgesetzen an die Umbenennung des Landesbe-

triebes Straßen und Verkehr in Landesbetrieb Mobilität vom 22.12.2008 (GVBl. S. 317) in Ver-

bindung mit der Organisationsverfügung über die Umbenennung des Landesbetriebes Stra-

ßen und Verkehr vom 05.01.2007 (Staatsanzeiger Rheinland-Pfalz vom 15.01.2007, Seite 2)

für den Erlass des Planfeststellungsbeschlusses zuständig.

III. Verfahren

Antragstellung

Die Planunterlagen für den Ausbau der L 349 sind dem Landesbetrieb Mobilität Rheinland-

Pfalz in Koblenz mit Schreiben des Landesbetriebes Mobilität Kaiserslautern vom 17.11.2020,

Az.: L349-A.32-14-0040 CD 80a/I 70a zur Durchführung des Anhörungsverfahrens und zum

Erlass des Planfeststellungsbeschlusses zugeleitet worden.

Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung

Die in Kapitel AVIII und AIX genannten Unterlagen haben in der Zeit vom 25. Januar 2021 bis

einschließlich 24. Februar 2021 bei der Verbandsgemeindeverwaltung Kusel-Altenglan,

Standort Altenglan, Schulstraße 3-7 in 66885 Altenglan zu jedermanns Einsichtnahme ausge-

legen. Zeit und Ort der Planauslegung sind vorher rechtzeitig und ortsüblich bekannt gemacht
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worden. In der Bekanntmachung waren diejenigen Stellen bezeichnet, bei denen Einwendun-

gen schriftlich eingelegt oder mündlich zu Protokoll gegeben werden konnten. Einwendungen

und Stellungnahmen konnten bis zum Ablauf der Einwendungsfrist am 10. März 2021 vorge-

bracht werden.

Diejenigen Grundstückseigentümer, die ihren Wohnsitz nicht in der von der Baumaßnahme

betroffenen Gemarkung haben (Ausmärker), sind von der Planauslegung rechtzeitig unterrich-

tet worden.

Die nach den geltenden Rechtsvorschriften anerkannten Vereine wurden über das Straßen-

bauvorhaben unterrichtet und erhielten Gelegenheit zur Stellungnahme.

Erörterungstermin

Die im Anhörungsverfahren eingegangenen Stellungnahmen und Einwendungen konnten

durch die Erläuterungen des Straßenbaulastträgers weitestgehend ausgeräumt werden, so

dass gemäß § 6 Abs. 3 LStrG auf die Durchführung eines Erörterungstermins verzichtet

wurde. Die Anhörungsbehörde hat alle Betroffenen, die Einwendungen erhoben bzw. Stel-

lungnahmen abgegeben haben, hierüber informiert und ihnen Gelegenheit zur Rückäußerung

gegeben. Gleichzeitig wurde ihnen die Stellungnahme des Straßenbaulastträgers zu dem je-

weiligen Vorbringen zur Kenntnis gegeben. Gegen den Verzicht auf einen Erörterungstermin

wurden keine Bedenken geäußert.

Zusammenfassende Beurteilung des Anhörungsverfahrens

Die Planfeststellungsbehörde stellt fest, dass die Planoffenlage bei der Offenlagestelle ord-

nungsgemäß und im Einklang mit den verfahrensrechtlichen Bestimmungen erfolgt ist. Dies

gilt auch für den Verzicht auf den Erörterungstermin.

IV. Erläuterungen zur Zulässigkeit der festgestellten Planung

Die Planfeststellungsbehörde stellt mit diesem Beschluss die umfassende formell-rechtliche

und materiell-rechtliche Zulässigkeit der Straßenplanung für den Ausbau der L 349 zwischen

Pfeffelbach und Thallichtenberg fest. Hierzu wird im Folgenden ausgeführt:

Die L 349 verläuft von der Landesgrenze zwischen Rheinland-Pfalz und dem Saarland in öst-

liche Richtung zunächst parallel der Bundesautobahn A 62, quert diese im Bereich der An-

schlussstelle Reichweiler, führt sodann durch die Gemeinde Pfeffelbach weiter in die Ge-

meinde Thallichtenberg, wo sie in die L 176 einmündet. Die L 349 durchquert die Ortslage von

Pfeffelbach und verbindet über die Landesgrenze hinweg die Gemeinden Schwarzerden, Pfef-

felbach und Thallichtenberg. Dabei dient die L 349 auch der Anbindung dieser und der umlie-

genden Gemeinden an das überregionale Straßennetz. Sie wird gemäß RIN (Richtlinien für

integrierte Netzgestaltung) im rheinland-pfälzischen Straßennetz der Kategorie Landesstraße

III (Regionalstraße) zugeordnet. Der Ausbauanfang der Ausbaumaßnahme der L 349 liegt am

nordöstlichen Ortsrand von Pfeffelbach bei Bau-km 3+365,00. Die L 349 führt auf einer Länge
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von 1,7 km nach Nordosten und schließt kurz vor der Ortslage von Thallichtenberg an die L

176 an. Das Ausbauende liegt vor dem bestehenden Brückenbauwerk über den Aalbach ca.

50 m vor dem Knotenpunkt L 349 / L 176 bei Bau-km 5+068,00.

Die L 349 zwischen Pfeffelbach und Thallichtenberg befindet sich in einem schlechten bauli-

chen Allgemeinzustand. Die L 349 hat derzeit im Ausbaubereich abschnittsweise eine befes-

tigte Querschnittsbereite von max. 6,00 m. Diese geringe Breite deckt den Begegnungsfall

LKW / LKW bzw. LKW / Bus nicht ab, so dass ein Ausweichen auch bei reduzierter Geschwin-

digkeit und die Nutzung der Bankettbereiche erforderlich wird. Weiterhin ist im Zufahrtsbereich

des Steinbruchs „Werk Pfeffelbach“ im Bestand kein Linksabbiegestreifen im Zuge der L 349

vorhanden, wodurch Verkehrsbehinderungen durch abbiegende LKW auftreten. Die durch-

schnittliche tägliche Verkehrsstärke der L 349 liegt im vorliegenden Streckenabschnitt gemäß

der Verkehrszählung im Jahre 2015 bei 2.299 Kfz/24 Std. mit einem Schwerverkehrsanteil von

5,2 % (120 Fahrzeuge/24 Std.). Die Verkehrsentwicklungsprognose ergibt bis zum Jahr 2030

eine Verkehrszunehme um 3,6 %.

Um die dargestellten unzureichenden Verkehrsverhältnisse zu beseitigen und die Sicherheit

aller Verkehrsteilnehmer sowie die Leistungsfähigkeit und die Verkehrsqualität zu erhöhen,

hat sich der Straßenbaulastträger dazu entschlossen, die L 349 gemäß den Darstellungen in

den festgestellten Planunterlagen auszubauen.

Vorrangiges Ziel der vorliegenden Planung ist insbesondere die Erweiterung des Straßen-

querschnitts auf mindestens 6,50 m befestigter Fahrbahnbreite (Sonderquerschnitt SQ 9,5)

und die grundhafte Erneuerung des Baugrunds der Straße. Darüber hinaus werden die Kur-

venbereiche zusätzlich ausgeweitet und die Straßenbankette mit einer Breite von jeweils 1,50

m standfest mit Schotterrasen ausgebildet, sodass sich die Verkehrssituation im Begegnungs-

verkehr wesentlich verbessern wird. Weiterhin ist die Umgestaltung einer bestehenden Zufahrt

zum Steinbruchbetrieb (Werk Pfeffelbach) durch den Einbau eines Linksabbiegestreifens bei

Bau-km 3+660 vorgesehen, um künftig Behinderungen im Längsverkehr weitestgehend aus-

zuschließen. Durch die Fahrbahnverbreiterung und den Linksabbiegestreifen wird die Ver-

kehrsführung insgesamt flüssiger, womit auch eine Reduzierung der Lärm- und Schadstof-

femissionen einhergeht.

Die Bushaltestelle im Bereich der „Bremmenmühle“ wird nach Abstimmung mit den betroffe-

nen Ortsgemeinden beibehalten und beidseitig der L 349 barrierefrei in verkürzter Form als

Fahrbahnrandhaltestelle ausgebaut.

Die im Vorfeld der Planung durchgeführten bodengutachterliche Untersuchungen wurden in

der Planung berücksichtigt, sodass eine technisch und wirtschaftlich optimale Lösung zum

Umbau der Strecke gefunden werden konnte. Für das Brückenbauwerk am Ausbauende ist

lediglich eine Anpassung der Borde bzw. Kappenbereiche im Rahmen der vorliegenden Bau-

maßnahme erforderlich.

Die mit dem vorliegenden Beschluss festgestellte Planung ist nach Abwägung aller öffentli-

chen und privaten Belange und unter Berücksichtigung der verbindlich auferlegten Bestim-
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mungen und Auflagen insgesamt als ausgewogen zu erachten. Die Planung ist aus den dar-

gelegten Gründen im Interesse der Allgemeinheit vernünftigerweise geboten und dazu geeig-

net die bestehenden unzureichenden Verkehrsverhältnisse im Ausbaubereich dauerhaft zu

beseitigen. Durch die Zwangspunkte der vorhandenen anzubindenden Straßen und die be-

grenzte Flächenverfügbarkeit mit steil ansteigendem Gelände neben der L 349 und des teil-

weise unmittelbar angrenzend verlaufenden Pfeffelbachs sind die Möglichkeiten der Gestal-

tung eng begrenzt, sodass der gewählte Sonderquerschnitt SQ 9,5 begründet ist. Die Planung

wird daher seitens der Planfeststellungsbehörde als sinnvoll und zweckmäßig erachtet; sie ist

hiernach „sinnvollerweise geboten“.

V. Entwässerung/ Gewässerschutz

Die vorliegende Straßenbaumaßnahme genügt den wasserrechtlichen Anforderungen des

Europäischen Gemeinschaftsrechts und des nationalen Wasserrechts.

1. Vereinbarkeit des Vorhabens mit den Umweltzielen der WRRL und die Bewirt-
schaftungsziele des WHG

Das Vorhaben steht mit den Umweltzielen der EU-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) und den

entsprechenden Bewirtschaftungszielen des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in Einklang.

Das WHG normiert rechtliche Zielvorgaben für die Bewirtschaftung von Oberflächengewäs-

sern und des Grundwassers. Oberirdische Gewässer sind danach gemäß § 27 Abs. 1 des

Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) so zu bewirtschaften, dass eine Verschlechterung ihres

ökologischen und ihres chemischen Zustands vermieden wird und dass ein guter ökologischer

und ein guter chemischer Zustand erhalten oder erreicht werden. Oberirdische Gewässer, die

nach § 28 WHG als künstlich oder erheblich verändert eingestuft werden, sind gemäß § 27

Abs. 2 WHG so zu bewirtschaften, dass eine Verschlechterung ihres ökologischen Potentials

und ihres chemischen Zustands vermieden wird und ein gutes ökologisches Potential und ein

guter chemischer Zustand erhalten oder erreicht werden. Das Grundwasser ist gemäß § 47

Abs. 1 WHG so zu bewirtschaften, dass eine Verschlechterung seines mengenmäßigen und

chemischen Zustands vermieden, der Trend zum menschenverursachten Anstieg von Schad-

stoffkonzentrationen umgekehrt und ein guter mengenmäßiger Zustand erhalten oder erreicht

wird. § 31 WHG eröffnet Ausnahmen von den Bewirtschaftungszielen für Oberflächengewäs-

ser. Hinsichtlich zulässiger Ausnahmen von den in § 47 Abs. 1 WHG für das Grundwasser

formulierten Bewirtschaftungszielen verweist § 47 Abs. 3 WHG auf die entsprechende Anwen-

dung der Ausnahmeregelungen für Oberflächengewässer in § 31 Abs. 2 WHG.

Die in den §§ 27 und 47 WHG normierten Verschlechterungsverbote und Verbesserungsge-

bote wurden zur Umsetzung von Art. 4 Abs. 1 Buchst. a Ziff. i bis iii, Buchst. b Ziff. I bis iii der

Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2000

zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der
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Wasserpolitik (ABl. L 327 S. 1 - Wasserrahmenrichtlinie) - WRRL - in das Wasserhaushalts-

gesetz aufgenommen. Die in den §§ 31 und 47 WHG eröffneten Ausnahmen gehen auf die

entsprechenden Ausnahmeregelungen in Art. 4 Abs. 6 bis 8 WRRL zurück. Die im WHG zur

Umsetzung von Art. 4 Abs. 1 WRRL normierten Verschlechterungsverbote und Verbesse-

rungsgebote sind bei der Zulassung eines Projekts - auch im Rahmen der Planfeststellung

eines (fern-)straßenrechtlichen Vorhabens nach § 5 LStrG – zu beachten.

Den vorbeschriebenen gemeinschaftsrechtlichen (Art. 4 WRRL) sowie bundeswasserrechtli-

chen (§§ 27 ff. und 47 ff. WHG) Anforderungen an den Wasser- und Gewässerschutz trägt die

vorliegende Zulassungsentscheidung Rechnung.

Der Vorhabenträger hat die Auswirkungen seines Vorhabens auf die im Planbereich vorhan-

denen Oberflächengewässer und das Grundwasser hinreichend geprüft. Hierzu kann insbe-

sondere auf den Fachbeitrag Gewässerschutz (vgl. Unterlage Kapitel A Nr. AIX.11), auf die

Darstellungen des Erläuterungsberichts (vgl. Unterlage Kapitel A Nr. AVIII.1), und die wasser-

technischen Berechnungen (vgl. Unterlage Kapitel A Nr. AIX.10) sowie auf den Prüfkatalog

zur Ermittlung der UVP-Pflicht von Straßenbauvorhaben (vgl. Unterlage Kapitel A Nr. AIX.14)

verwiesen werden. Dort sind für das Schutzgut Wasser die relevanten Bestandsdaten für die

Ermittlung der Umweltauswirkungen dargelegt worden. Die durch das Vorhaben betroffenen

Wasserkörper (Grund- und Oberflächenwasserkörper) wurden identifiziert. Ebenso wurde

auch der Zustand der Oberflächenwasserkörper und des Grundwassers ausreichend be-

schrieben. Dem Vorhaben liegt auch eine hinreichende Beschreibung und Bewertung der Aus-

wirkungen des Vorhabens auf die im Wirkbereich der Planung vorkommenden Oberflächen-

gewässer und das Grundwasser zugrunde. In den genannten Unterlagen werden die zu er-

wartenden bau-, anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutz-

gut „Wasser“ detailliert beschrieben und die danach festgestellten vorhabenbedingten Auswir-

kungen auf das Schutzgut „Wasser“ im Hinblick auf die Erheblichkeit und Ausgleichbarkeit

bewertet.

Unter Berücksichtigung der technischen Ausgestaltung des Bauvorhabens sowie der vorge-

sehenen Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen in Verbindung mit den planfestgestellten Ne-

benbestimmungen insbesondere zur Oberflächenentwässerung und zum Gewässerausbau

(vgl. Kapitel C Nr. CIII) erweist sich die bei der vorliegenden Planung vorgenommene Prüfung

der Projektauswirkungen auf die Umweltziele der WRRL bzw. die Bewirtschaftungsziele des

WHG als sach- und fachgerecht. Nach den schlüssigen und nachvollziehbaren Feststellungen

des Vorhabenträgers, welche funktionsgerecht die projektspezifische Situation in den Blick

genommen haben, und hinsichtlich deren Einzelheiten auf die vorstehenden Ausführungen

der Planfeststellungsbehörde verwiesen werden kann, ist bei der hier festgestellten Straßen-

planung ersichtlich keine vorhabenbedingte Verschlechterung des Zustands eines Oberflä-

chenwasserkörpers oder Grundwasserkörpers zu erwarten. Angesichts der Gegebenheiten

der Planung und ihrer wassertechnischen Ausgestaltung, die sich am einschlägigen techni-

schen Regelwerk orientiert, und deren Wirkungen sich im Rahmen der bei vergleichbaren

Straßenbauprojekten üblicherweise auftretenden Projektwirkungen bewegen, ist solches nicht

erkennbar. Zugleich ist sichergestellt, dass die Planung auch den in der WRRL und im WHG
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beschriebenen Verbesserungsgeboten für die im Wirkraum des Vorhabens vorhandenen

Oberflächengewässer und das Grundwasser nicht widerspricht. Dabei gilt es vorliegend auch

zu berücksichtigen, dass es hier nicht um die Beurteilung der Auswirkung einer neu zu bau-

enden Straße geht, sondern um den Ausbau einer bereits vorhandenen Straße, der hinsicht-

lich seiner Wirkungen mit denen einer Neubaumaßnahme nicht annähernd vergleichbar ist.

Hinzu kommt, dass mit dem Straßenausbau auch keine Verkehrszunahme bzw. verkehrser-

höhende Wirkung verbunden ist. An dem zukünftig prognostizierten Verkehrsaufkommen wird

sich durch den Ausbau der L 349 nichts ändern. Die Obere Wasserbehörde hat dementspre-

chend auch ihr wasserrechtliches Einvernehmen zu der Planung erteilt; die notwendigen was-

serrechtlichen Genehmigungen, Erlaubnisse etc., welche die wasserrechtliche Verträglichkeit

des Vorhabens belegen, sind ihrerseits Bestandteil der Planfeststellungsentscheidung.

Hiernach ist festzustellen, dass das Straßenbauvorhaben mit den in Art. 4 Abs. 1 WRRL bzw.

§§ 27 und 47 WHG beschriebenen wasserrechtlichen Umwelt- und Bewirtschaftungszielen für

Oberflächengewässer und das Grundwasser in Einklang steht. Die Planung verstößt weder

gegen die dort normierten Verschlechterungsverbote für Oberflächengewässer und das

Grundwasser, noch läuft sie dem Verbesserungsgebot für diese Gewässer bzw. das Grund-

wasser zuwider.

2. Sonstige Belange des Gewässerschutzes

Für das Vorhaben können darüber hinaus auch die nach den sonstigen Vorschriften des WHG

und des LWG erforderlichen wasserrechtlichen Genehmigungen, Erlaubnisse etc. erteilt wer-

den. Hierzu im Einzelnen:

Mit der vorliegend festgestellten Planung ist keine wesentliche Änderung des vorhandenen

Entwässerungssystems verbunden. Die L 349 entwässert im gesamten Planungsbereich breit-

flächig über Bankette in Entwässerungsmulden im Einschnittsbereich bzw. über Bankette und

Dammböschungen ins Gelände. Das in Mulden gesammelte Oberflächenwasser wird über

teilweise neu herzustellende Durchlässe einer breitflächigen Einleitung in das Gelände bezie-

hungsweise über vorhandene Durchlässe dem Vorfluter Pfeffelbach (Gewässer III. Ordnung)

zugeführt.

Bei den dargestellten Einleitungen von anfallendem Oberflächenwasser in den Vorfluter Pfef-

felbach bzw. in das Grundwasser handelt es sich um eine Benutzung im Sinne des § 9 Abs. 1

Nr. 4 WHG, für die dem Vorhabenträger im Rahmen des Planfeststellungsbeschlusses eine

Erlaubnis nach § 8 WHG erteilt wird (vgl. Kapitel A, Nr. AIV). Die Erlaubnis konnte von der

Planfeststellungsbehörde im Rahmen der Ausübung ihres pflichtgemäßen Ermessens gemäß

§ 13 WHG erteilt werden, da mit dem Straßenbauvorhaben und den geplanten Einleitungen

nach Maßgabe der festgestellten Planunterlagen und der dem Vorhabenträger auferlegten

Nebenbestimmungen (vgl. Kapitel C, Nr. CIII) keine schädlichen Gewässerveränderungen

verbunden sind und sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften der Erlaubniserteilung nicht ent-

gegenstehen.
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Im Zuge der Straßenbaumaßnahme sollen zwei Straßendurchlässe DN 300 bei Bau-km 4+776

(Einleitstelle 6) und Bau-km 4+973 (Einleitstelle 7) neu angelegt sowie ein Durchlass bei Bau-

km 4+188 (Einleitstelle 4) angepasst werden. Die Durchlässe sind gemäß § 36 WHG in Ver-

bindung mit § 31 LWG als Anlage am Gewässer zu betrachten. Die Errichtung zweier neuer

Durchlässe sowie die bauliche Anpassung von einem bestehenden Durchlass stellen geneh-

migungspflichtige Tatbestände dar.

Soweit Teilbereiche des Ausbauabschnittes im 10 m-Bereich des Pfeffelbachs (Gewässer III.

Ordnung) liegen, ist dies ebenfalls nach § 36 WHG in Verbindung mit § 31 LWG genehmi-

gungspflichtig.

Die Genehmigung von Anlagen am Gewässer sowie die damit verbundenen fachlichen Prü-

fungen sowie die wasserrechtliche Bewertung liegt gemäß § 19 Abs. 1 Nr. 2 LWG, § 31 Absatz

4 LWG im Zuständigkeitsbereich der Unteren Wasserbehörde (Kreisverwaltung Kusel). Die

Kreisverwaltung Kusel, hat den Maßnahmen unter Berücksichtigung der in Kapitel C Nummer

CIII dieses Planfeststellungsbeschlusses genannten Nebenbestimmungen zugestimmt

Insoweit konnte die Genehmigungen nach § 36 WHG i.V.m. § 31 LWG unter Berücksichtigung

der Nebenbestimmungen in diesem Beschluss mit erteilt werden, da hiermit sichergestellt

wird, dass schädliche Gewässerveränderungen vermieden werden.

VI. Erläuterungen zum Immissionsschutz (Lärm und Luftschadstoffe)

Erläuterungen zur Lärmimmissionen

Der Straßenbaulastträger hat die nach Inbetriebnahme der festgestellten Ausbaustrecke zu

erwartenden schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgeräusche überprüft. Die Un-

tersuchung der Lärmsituation hat ergeben, dass kein Anlass besteht, dem Straßenbaulastträ-

ger die Durchführung aktiver oder passiver Schallschutzmaßnahmen aufzuerlegen, weil die

für den Ausbau bestehender Straßen "wesentliche Änderung" im Sinne von § 41 BImSchG

bzw. §§ 1 und 2 der 16. BImSchV maßgeblichen Beurteilungskriterien, nämlich

1. Vorliegen eines erheblichen baulichen Eingriffes und Überschreitung der jeweiligen

Immissionsgrenzwerte

und

2. Pegelerhöhung um mindestens 3 dB(A)

nicht erfüllt sind.

Eine "wesentliche Änderung" liegt auch dann vor, wenn durch einen erheblichen baulichen

Eingriff der Beurteilungspegel auf mindestens 70 dB(A) am Tag oder 60 dB(A) in der Nacht

erhöht oder von 70/60 dB(A) weiter erhöht wird.

Im Untersuchungsbereich befinden sich am Ausbauanfang in der Ortsgemeinde Pfeffelbach

und am Ausbauende in der Ortsgemeinde Thallichtenberg Wohngebäude. Der vorgesehene
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Ausbau der L 349 orientiert sich lage- und höhenmäßig am Bestand und erfolgt nahezu sym-

metrisch von einer bestehenden Fahrbahnbreite von 6,00 m auf 6,50 m. Diese geringfügige

Verbreiterung stellt keinen erheblichen baulichen Eingriff im Sinne einer „wesentlichen ‚Ände-

rung“ der Straße dar. Die Fahrbahnverbreiterung mit Einbau des Linksabbiegestreifens wird

gar eine flüssigere Verkehrsführung fördern. Naturgemäß führt dies allgemein zu einer Redu-

zierung der Lärmemissionen. Eine Erhöhung der Beurteilungspegel um mindestens 3dB(A)

bei gleichzeitiger Überschreitung der Immissionsgrenzwerte, welches ursächlich für die Not-

wendigkeit von Schallschutzmaßnahmen wäre, ist nicht gegeben. Die vorgesehenen bauli-

chen Maßnahmen führen auch nicht zu einer ausbaubedingten Verkehrssteigerung auf der L

349, sodass ein Anstieg des Verkehrslärms sowie die Überschreitung der Beurteilungspegel

auf mindestens 70 dB(A) am Tag oder 60 dB(A) in der Nacht ausgeschlossen werden können.

Die Planfeststellungsbehörde hat über die Vorgaben der 16. BImSchV hinaus auch den Stra-

ßenverkehrslärm unterhalb der dortigen Grenzwerte berücksichtigt. Im Rahmen der Abwä-

gung aller planungsrelevanten Gesichtspunkte konnte der unterhalb der Grenzwerte verblei-

bende Verkehrslärm jedoch auch nicht dazu führen, dem Straßenbaulastträger Lärmschutz-

maßnahmen aufzuerlegen oder gar gänzlich von der Planung Abstand zu nehmen.

3. Erläuterungen zu Luftschadstoffimmissionen

Gemäß § 50 BImSchG sind schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder über-

wiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit

als möglich zu vermeiden. Dies gilt neben den Belastungen durch Verkehrslärm auch für die

durch Straßenverkehr verursachten Luftschadstoffe. Diesbezüglich sind die in der 39. BIm-

SchV festgelegten Grenz- und Leitwerte zu beachten. Aufgrund der vorgesehenen Straßen-

baumaßnahme ergeben sich keine wesentlichen Änderungen der Schadstoffsituation, die es

rechtfertigen würden, dem Straßenbaulastträger die Durchführung von Schutzmaßnahmen

aufzuerlegen. Die vorgesehenen baulichen Maßnahmen führen nicht zu einer ausbaubeding-

ten Verkehrssteigerung im Planbereich. Die vorgesehene Fahrbahnverbreiterung mit Einbau

des Linksabbiegestreifens wird gar eine flüssigere Verkehrsführung fördern, die naturgemäß

zu einer Reduzierung der Luftschadstoffemissionen beiträgt. Die Planfeststellungsbehörde

kommt daher zu dem Ergebnis, dass unter Beachtung der geltenden Grenzwerte keine Be-

denken gegen die Umsetzung der Baumaßnahme bestehen.

Schließlich wurden von der Planfeststellungsbehörde auch die unterhalb der Grenzwerte lie-

genden Schadstoffbelastungen berücksichtigt. Diese konnten im Rahmen der Abwägung aller

planungsrelevanten Gesichtspunkte jedoch nicht dazu führen, dem Straßenbaulastträger

Maßnahmen aufzuerlegen oder vollständig von der Planung Abstand zu nehmen.

Selbst wenn man aber an dieser Einschätzung Zweifel hegen müsste, würde dies gleichwohl

keinen durchschlagenden Planungsfehler nach sich ziehen können. Vielmehr hätte die Plan-

feststellungsbehörde in diesem Falle berechtigterweise davon ausgehen können und dürfen,

dass gemäß der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts die Einhaltung der Grenz-
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werte außerhalb der Planfeststellung mit den Mitteln der Luftreinhalteplanung nach § 47 BIm-

SchG durch die zuständigen Immissionsschutzbehörden ggfs. sichergestellt werden könnte.

Anhaltspunkte dafür, dass die maßgeblichen Grenzwerte der 39. BImSchV im Bereich vorhan-

dener Bebauung auf diese Weise nicht eingehalten werden könnten, sind nicht ersichtlich.

VII. Belange des Natur- und Landschaftsschutzes

Bei dem Ausbau der L 349 zwischen Pfeffelbach und Thallichtenberg sind die einschlägigen

natur- und umweltschutzrechtlichen Bestimmungen zu beachten. Dabei ergibt sich folgendes

Prüfungssystem:

¶ Die Eingriffsregelung in §§ 14 – 17 BNatSchG i.V.m. §§ 6-10 ff. LNatSchG. Die Eingriffs-

regelung gilt für naturschutzrechtliche Eingriffe vor allem des Fachplanungsrechts.

¶ Für besonders geschützte Landschaftsteile (z.B. Naturparke, Naturschutz- und Land-

schaftsschutzgebiete, Biosphärenreservate, etc.) sehen die gesetzlichen Bestimmun-

gen in §§ 20 ff. BNatSchG i.V.m. §§ 11 ff LNatSchG besondere Zulassungsanforderun-

gen vor.

¶ Sonderregelungen ergeben sich für Vorhaben, die nach den Bestimmungen des Bun-

des- bzw. des Landesnaturschutzgesetzes (§§ 32 ff. BNatSchG i.V.m. § 17 f. LNatSchG)

Auswirkungen auf Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiete) und euro-

päische Vogelschutzgebiete haben können (Habitat- und Vogelgebietsschutz – Natura

2000).

¶ Neben den Gebietsschutz für Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und Vogel-

schutzgebiete treten die Anforderungen an den europäischen und nationalen Arten-

schutz, wie sie sich aus den §§ 44 ff, 67 BNatSchG, Art. 12 bis 16 FFH-RL und Art. 5

bis 7 und 9 VS-RL sowie §§ 22 ff LNatSchG ergeben (Artenschutz).

¶ Nach den Bestimmungen des Landesgesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung

müssen ferner die Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt frühzeitig und umfas-

send ermittelt, beschrieben und bewertet werden.

1. Eingriffsregelung

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung beinhaltet ein fünfstufiges Prüfungssystem:

• Das gesetzliche Anforderungsprofil in §§ 14, 15 BNatSchG i.V.m §§ 6-10 ff LNatSchG

bezieht sich auf Eingriffe i.S.d. § 14 Abs. 1 BNatSchG bzw. § 6 LNatSchG i.V.m. § 1

Nr. 2 der Landesverordnung über die Bestimmung von Eingriffen in Natur und Land-

schaft.

• Es besteht die primäre Verpflichtung des Eingriffsverursachers, vermeidbare Beein-

trächtigungen zu unterlassen (§ 15 Abs. 1 BNatSchG) (Vermeidungsgebot).

• Sekundär besteht die Verpflichtung des Eingriffsverursachers, unvermeidbare Beein-

trächtigungen auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaß-

nahmen) (§ 15 Abs. 2 S. 1 BNatSchG).
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• Verbleiben Beeinträchtigungen, erfolgt eine bipolare naturschutzrechtliche Abwä-

gung zwischen den für das Vorhaben streitenden Belangen und den beeinträchtigten

Naturschutzbelangen (§ 15 Abs. 5 BNatSchG). Der Eingriff darf nicht zugelassen o-

der durchgeführt werden, wenn die Beeinträchtigungen nicht zu vermeiden oder nicht

in angemessener Frist auszugleichen oder in sonstiger Weise zu kompensieren sind

und die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege anderen Belangen im

Range vorgehen.

• Wird ein Eingriff in Natur und Landschaft zugelassen oder durchgeführt, obwohl die

Beeinträchtigungen nicht zu vermeiden oder nicht in angemessener Frist auszuglei-

chen oder zu ersetzen sind, hat der Verursacher Ersatz in Geld zu leisten (Ersatz-

zahlung; § 15 Abs. 6 BNatSchG, § 7 Abs. 5 LNatSchG).

Nach den Bestimmungen des Landesnaturschutzgesetzes ist der Straßenbaulastträger zu-

nächst verpflichtet, vermeidbare Eingriffe in Natur und Landschaft zu unterlassen (sog. „Ver-

meidungsgebot“). Dadurch sollen die Schutzgüter Natur und Landschaft so wenig wie möglich

in Anspruch genommen werden. Es ist jedoch offensichtlich, dass ein Projekt wie der Ausbau

der L 349 zwischen Pfeffelbach und Thallichtenberg nicht ohne Eingriff in Natur und Land-

schaft verwirklicht werden kann.

Eine vollständige Vermeidung von Eingriffen in Natur und Landschaft wären nur unter Verzicht

auf das Straßenbauvorhaben zu erreichen. Dies kommt jedoch vorliegend nicht in Betracht,

da der vorgesehene Ausbau der L 349 zur Erhöhung der Verkehrsqualität und -sicherheit ob-

jektiv erforderlich ist. Die durch die Planung verursachten Eingriffe in Natur und Landschaft

wurden bei der Erstellung der Planunterlagen erfasst und bewertet. Die Vorgaben für die

Durchführung von Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnahmen sind in § 15 BNatSchG sowie § 7

LNatSchG geregelt.

Die Vorgaben für die Durchführung von Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnahmen sind in § 15

BNatSchG sowie § 7 LNatSchG geregelt. Der Straßenbaulastträger hat diese gesetzlichen

Vorgaben eingehalten. Der Vorhabensträger hat streng darauf geachtet, dass vermeidbare

Beeinträchtigungen vermieden werden.

Die durch die Planung verursachten Eingriffe in Natur und Landschaft wurden in der vorlie-

genden Straßenplanung umfassend berücksichtigt. Der Straßenbaulastträger hat in den um-

weltfachlichen Untersuchungen die durch die Planung verursachten Eingriffe in Natur und

Landschaft erfasst und bewertet. Zur Kompensation der unvermeidbaren Eingriffe sind ent-

sprechende Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen vorgesehen. Eine detaillierte Beschreibung

sowie tabellarische Gegenüberstellung der Eingriffe und aller zur Kompensation vorgesehe-

nen landschaftspflegerischen Maßnahmen können insbesondere dem Erläuterungsbericht

(vgl. Unterlage Kapitel A Nr. AVIII.1), der tabellarischen Gegenüberstellung von Eingriff und

Kompensation (vgl. Unterlage Kapitel A Nr. AVIII.14) sowie den Maßnahmenblättern (vgl. Un-

terlage Kapitel A Nr. AVIII.13) entnommen werden.
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Alle insoweit vorgesehenen Maßnahmen sind nach entsprechender Überprüfung durch die

Planfeststellungsbehörde erforderlich, die mit dem landschaftspflegerischen Ausgleichs- und

Kompensationskonzept verfolgten Zielsetzungen zu erfüllen. Die dazu in Anspruch genomme-

nen Grundstücke sind auf Grund ihrer Lage, ihrer Beschaffenheit und ihres Zustandes in je-

dem Einzelfall geeignet, die Wirksamkeit der auf ihnen vorgesehenen Maßnahmen in ange-

messener Zeit zu gewährleisten.

Der mit dem Straßenbauvorhaben einhergehende Eingriff in Natur und Landschaft wird hiermit

gemäß §§ 14, 15 und 17 BNatSchG i.V.m. §§ 6 – 10 LNatSchG zugelassen.

2. Gesetzlich geschützte Biotope

Eine Betroffenheit gesetzlich geschützter Biotope im Sinne von § 30 BNatSchG ist nicht ge-

geben. Im Nahbereich des Vorhabens befinden sich zwar verschiedene Biotope, die aber

durch den Ausbau der L 349 nicht beeinträchtigt werden. Auch die Obere Naturschutzbehörde

hat hinsichtlich geschützter Biotope keine Forderungen vorgetragen und dem Verfahren zu-

gestimmt.

3. Artenschutz

Das Vorhaben genügt auch den zwingend zu beachtenden Anforderungen des besonderen

Artenschutzrechts.

a. Allgemeines

Nach §§ 44 ff BNatSchG i.V.m. § 22 ff LNatSchG ist das Vorhaben hinsichtlich seiner

Auswirkungen auf die in seinem Wirkungsbereich vorkommenden besonderen und

streng geschützten Tier- und Pflanzenarten zu überprüfen. Auf Grund der Vorgaben des

Europäischen Gerichtshofes (EuGH) im Urteil vom 10. Januar 2006 (C-98/03) wurde

das Bundesnaturschutzgesetz zum 12. Dezember 2007 (BGBl. I S. 2873), in Kraft ge-

treten am 18. Dezember 2007, geändert. Durch diese Neufassung des Bundesnatur-

schutzgesetzes hat der Bundesgesetzgeber die gemeinschaftsrechtlichen Regelungen

zum besonderen Artenschutz, die sich aus der FFH-Richtlinie (Richtlinie 92/43/EWG des

Rates zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und

Pflanzen vom 21. Mai 1992, ABl. EG Nr. L 206/7) sowie der Vogelschutzrichtlinie (Richt-

linie 79/409/EWG des Rates über die Erhaltung der wild lebenden Vogelarten vom 02.

April1979, ABl. EG Nr. L 103) in ihrer jeweils geltenden Fassung ergeben, in das natio-

nale Recht umgesetzt. Auch die aktuell geltende Fassung des Bundesnaturschutzge-

setzes enthält entsprechende Bestimmungen zum besonderen Artenschutz.

Die Vorschrift des § 44 BNatSchG normiert artenschutzrechtliche Verbotstatbestände.

Nach Abs. 1 (Zugriffsverbote) ist es verboten:
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„1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fan-

gen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entneh-

men, zu beschädigen oder zu zerstören,

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten

während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-

zeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Stö-

rung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert,

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders ge-

schützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungs-

formen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu

zerstören.“

Artenschutzrechtliche Verbote können sich zudem auch aus § 44 Abs. 2 BNatSchG (Be-

sitzverbote) ergeben. Hiernach ist es auch verboten, Tiere und Pflanzen der besonders

geschützten Arten in Besitz oder Gewahrsam zu nehmen, in Besitz oder Gewahrsam zu

haben oder zu be- oder verarbeiten.

Diese Verbote werden für Eingriffsvorhaben und damit auch für Straßenbauprojekte

durch den § 44 Abs. 5 BNatSchG ergänzt; danach gelten die artenschutzrechtlichen

Verbote bei nach § 15 Abs. 1 unvermeidbaren Beeinträchtigungen durch Eingriffe in

Natur und Landschaft sowie nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zulässigen

Vorhaben im Sinne des § 18 Abs. 2 S. 1 nur für die in Anhang IV der FFH-Richtlinie

aufgeführten Tier- und Pflanzenarten, die heimischen europäischen Vogelarten gemäß

Art. 1 Vogelschutzrichtlinie sowie für solche Arten, die in einer Rechtsverordnung nach

§ 54 Abs. 1 Nr. 2 aufgeführt sind. Dabei sind auch die Bestimmungen des § 24

LNatSchG (Nestschutz) zu beachten.

Werden Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 und 2 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG bezüglich

der gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten erfüllt, ist das Vorhaben artenschutzrecht-

lich grundsätzlich unzulässig. Allerdings können die festgestellten Verbotstatbestände

bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen überwunden und trotz der Verbote eine Pro-

jektzulassung ausgesprochen werden. Dafür müssen die Ausnahmevoraussetzungen

des § 45 Abs. 7 BNatSchG vorliegen.

Nach Satz 1 dieser Vorschrift können von den Verboten des § 44 im Einzelfall bei Vor-

liegen bestimmter Gründe Ausnahmen zugelassen werden. Bei Straßenbauvorhaben

kommen hier die Tatbestände der Nummern 4 und 5 in Betracht. Nach Nr. 4 kann eine

Ausnahme im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, ein-

schließlich der Verteidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder der maßgeb-

lich günstigen Auswirkungen auf die Umwelt ausgesprochen werden. Hier ist insbeson-

dere der Ausnahmegrund der „öffentlichen Sicherheit“ von Relevanz. Der Begriff der

„öffentlichen Sicherheit“ ist unionsrechtlich auch in Art. 9 Abs. 1 Buchstabe a der EU-

Vogelschutzrichtlinie enthalten und bedarf einer weiteren Auslegung. Der im Begriff der
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öffentlichen Sicherheit angelegte Schutz des Staates ist außer auf bereits vorhandene

auch auf in Planung befindliche Einrichtungen zu erstrecken. Deshalb sind geplante Ver-

kehrsinfrastrukturprojekte, die öffentliche Zwecke erfüllen, einer Ausnahme nach Nr. 4

zugänglich. Hierüber hinaus kann gemäß Nr. 5 die Ausnahmeerteilung auch aus ande-

ren zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich sol-

cher sozialer und wirtschaftlicher Art gerechtfertigt sein. Bei beiden Tatbeständen ist im

Sinne einer bipolaren Abwägung mit den gegenläufigen Belangen des Artenschutzes

darzulegen, dass die für das Vorhaben streitenden öffentlichen Interessen auch unter

Berücksichtigung des konkreten Ausmaßes vorhabenbedingter artenschutzrechtlicher

Betroffenheiten überwiegen.

Gemäß § 45 Abs. 7 Satz 2 darf eine Ausnahme überdies nur zugelassen werden, wenn

zumutbare Alternativen nicht gegeben sind und sich der Erhaltungszustand der Popula-

tionen einer Art nicht verschlechtert, soweit nicht Art. 16 Abs. 1 der FFH-Richtlinie wei-

tergehende Forderungen enthält. Ferner sind Art. 16 Abs. 3 der FFH-Richtlinie und Art.

9 Abs. 2 der Vogelschutzrichtlinie zu beachten.

Zusammenfassend ist somit festzuhalten, dass für die Zulassung eines Straßenbauvor-

habens im Wege der artenschutzrechtlichen Ausnahmeprüfung nach § 45 Abs. 7

BNatSchG drei Voraussetzungen kumulativ vorliegen müssen. Es muss nachgewiesen

werden, dass:

- das Vorhaben im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicher-

heit, einschließlich der Verteidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder der

maßgeblich günstigen Auswirkungen auf die Umwelt bzw. aus zwingenden Gründen

des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher sozialer oder wirt-

schaftlicher Art, gerechtfertigt ist

- zumutbare Alternativen, die zu keinen oder geringeren Beeinträchtigungen der rele-

vanten Arten führen, nicht gegeben sind, und

- keine Verschlechterung des günstigen Erhaltungszustandes der Population einer Art

zu erwarten ist bzw. bei derzeitigem schlechten Erhaltungszustand eine Verbesse-

rung nicht behindert wird.

Unter Berücksichtigung des Art. 16 Abs. 1 der FFH-Richtlinie bedeutet dies bei Arten

des Anhangs IV der FFH-Richtlinie:

- das Vorhaben darf zu keiner Verschlechterung des günstigen Erhaltungszustandes

führen und

- das Vorhaben darf bei Arten, die sich derzeit in einem ungünstigen Erhaltungszu-

stand befinden, diesen nicht weiter verschlechtern.

Bei europäischen Vogelarten darf das Vorhaben den aktuellen Erhaltungszustand nicht

verschlechtern.
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b. Untersuchung zu Auswirkungen auf die geschützten Arten (§ 44 ff.

BNatSchG)

Die Auswirkungen der vorliegenden Planung auf die gemeinschaftsrechtlich geschütz-

ten Arten wurden im Rahmen eines „Fachbeitrags Artenschutz“ gutachterlich untersucht

(vgl. Unterlage Kapitel A Nr. AIX.13). Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass für

die besonders geschützten Tier- und Pflanzenarten nach Anhang IV der FFH-RL sowie

für die Vogelarten nach Art. 1 der VS-RL unter Berücksichtigung der in der Planung

vorgesehenen Artenschutz- und Vermeidungsmaßnahmen keine Verbotstatbestände

i.S.v. § 44 BNatSchG erfüllt werden. Die Planfeststellungsbehörde erachtet das Gutach-

ten als sachgerecht und schließt sich den Ergebnissen vollinhaltlich an. Das Vorhaben

ist daher unter artenschutzrechtlichen Gesichtspunkten zulässig.

c. Voraussetzungen für eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG

Auch wenn man unterstellen würde, dass durch das Straßenbauvorhaben Verbotstatbe-

stände nach § 44 Abs. 1 und 2 BNatSchG erfüllt wären, würde die Planfeststellungsbe-

hörde im Rahmen einer vorsorglichen Ausnahmeregelung nach § 45 Abs. 7 Satz 1 Nr.

4 und 5 und Satz 2 BNatSchG und äußerst vorsorglich auch im Wege einer Befreiung

nach § 67 BNatSchG dem Vorhaben die artenschutzrechtliche Zulässigkeit attestieren

können.

Diesbezüglich wurde zunächst geprüft, ob die Zulassung einer Ausnahme von den Ver-

boten des § 44 BNatSchG entsprechend den Vorgaben des § 45 Abs. 7 BNatSchG

möglich wäre. Voraussetzungen hierfür sind

im Falle betroffener Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie:

- die Darlegung, dass die Gewährung einer Ausnahme für die Durchführung des Vor-

habens zu keiner Verschlechterung des günstigen Erhaltungszustandes im Land Rhein-

land-Pfalz führt bzw. dass sich der jetzige ungünstige Erhaltungszustand im Endergeb-

nis nicht weiter verschlechtern wird und

- keine zumutbaren Alternativen gegeben sind.

im Falle betroffener europäischer Vogelarten:

- die Darlegung, dass die Gewährung einer Ausnahme für die Durchführung des Vor-

habens zu keiner Verschlechterung des jetzigen Erhaltungszustandes im Land Rhein-

land-Pfalz führt und

- keine zumutbaren Alternativen gegeben sind.

Weiterhin müssen zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses ein-

schließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art für das Vorhaben sprechen oder das

Vorhaben im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich sein.
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Das Vorhaben ist im Interesse der öffentlichen Sicherheit bzw. aus zwingenden Gründen

des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer oder wirt-

schaftlicher Art gerechtfertigt

Um eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG zulassen zu können, muss das Vorha-

ben im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich bzw. aus „zwingenden Gründen

des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer oder wirt-

schaftlicher Art“ gerechtfertigt sein. Beide Ausnahmegründe sind bei der vorliegenden

Planung gegeben; das Vorhaben ist sowohl im Interesse der öffentlichen Sicherheit er-

forderlich (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 4 BNatSchG) als aus auch zwingenden Gründen des

überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftli-

cher Art (§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 5 BNatSchG) gerechtfertigt.

Zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses liegen entsprechend den

„Erläuterungen zur Zulässigkeit der festgestellten Planung“ in diesem Kapitel des Be-

schlusses für den Ausbau der L 349 vor. Durch den geplanten Ausbau werden der der-

zeit mangelhafte Zustand der Fahrbahn und die unter verkehrssicherheitstechnischen

Aspekten unzureichenden Verhältnisse im Ausbaubereich behoben. Insbesondere die

vorgesehene Fahrbahnverbreiterung und die Herstellung eines Linksabbiegestreifens

trägt zu einer wesentlichen Erhöhung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs bei.

Durchführung des Vorhabens führt nicht zu einer Verschlechterung des günstigen Er-

haltungszustandes bzw. nicht zu einer weiteren Verschlechterung eines evtl. jetzigen

ungünstigen Erhaltungszustandes

Nach § 45 Abs. 7 BNatSchG darf eine Ausnahme von den Verboten des § 44

BNatSchG nur dann zugelassen werden, wenn sich der Erhaltungszustand der Popu-

lation einer Art nicht verschlechtert bzw. bei derzeitigem schlechten Erhaltungszustand

eine Verbesserung nicht behindert wird.

Im Fachbeitrag Artenschutz wird dargelegt, dass aufgrund der mit dem Vorhaben ver-

bundenen Vermeidungsmaßnahmen

¶ V1: Anlage von Schutzzäunen während der Bauzeit zur Erhaltung der angren-

zenden Gehölzbestände.

¶ V2: Schutz und Erhaltung angrenzender Einzelbäume während der Bauzeit

gemäß RAS-LP (1999).

¶ V3: Auf den Stock setzen von Gehölzen auf Angleichungsböschungen, Ver-

meidung von Rodung

¶ V4: Gehölze dürfen in der Zeit vom 1. März bis 30. September gemäß § 39

BNatSchG nicht beseitigt werden.
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sichergestellt ist, dass hinsichtlich der relevanten europäischen Vogelarten nach Art. 1

der Vogelschutz-RL keine Verschlechterungen des aktuellen Erhaltungszustandes der

jeweiligen Population im Naturraum zu erwarten sind. Pflanzen- bzw. Tierarten nach

Anhang IV der FFH-Richtlinie wurden im Wirkraum des Projekts nicht nachgewiesen.

Aufgrund der Biotoptypenausstattung des Untersuchungsraumes sind auch keine Fort-

pflanzungs-, Aufzucht- und Ruhestätten von Tierarten des Anhangs IV der FFH-Richtli-

nie zu erwarten.

Keine zumutbare Alternative

Außerdem kann gemäß § 45 Abs. 7 Satz 2 BNatSchG nur dann eine Ausnahme zuge-

lassen werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind. Hierbei ist zu fragen,

ob zumutbare Alternativen bestehen, bei denen der mit dem Projekt verfolgte Zweck an

anderer Stelle ohne oder mit geringeren Beeinträchtigungen erreicht werden kann. Lässt

sich das Planungsziel an einem aus artenschutzrechtlicher Sicht günstigeren Standort

oder mit geringerer Eingriffsintensität verwirklichen, so muss der Projektträger von die-

ser Möglichkeit grundsätzlich Gebrauch machen. Der Vorhabenträger darf von einer ihm

technisch an sich möglichen Alternative jedoch Abstand nehmen, wenn diese ihm un-

verhältnismäßige Opfer abverlangt oder andere Gemeinwohlbelange erheblich beein-

trächtigt werden. Ob eine geeignete Alternative vorliegt, ist andererseits an der vom Pro-

jektträger festgelegten Zweckbestimmung des Projekts zu messen. Daher kommt die

sog. Nullvariante (völliger Projektverzicht) ebenso wenig als Alternative in Betracht wie

Projekte, mit denen die vom Vorhabenträger in zulässiger Weise verfolgten Ziele nicht

mehr verwirklicht werden könnten, weil es sich nicht mehr um die Verwirklichung des-

selben Projekts mit gewissen Abstrichen vom Zielerfüllungsgrad, sondern um ein ande-

res Projekt handeln würde.

Nach diesen Maßstäben ist eine „zumutbare Alternative“ zu dem Vorhaben in der hier

festgestellten Ausgestaltung nicht gegeben. Es sind keine Alternativen ersichtlich, die

zu keinen oder geringeren Beeinträchtigungen der relevanten Arten führen würden, zu-

mal der Ausbau der L 349 in gleicher Lage wie der Bestand erfolgt.

Entscheidung über die Ausnahme- und Befreiungserteilung

Damit würden auch für den Fall, dass entgegen der Annahme des Sachverständigen-

gutachtens und der Überzeugung der Planfeststellungsbehörde für verschiedene Tier-

arten Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG erfüllt wären, die Tatbestandsvorausset-

zungen für die Erteilung einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG von den arten-

schutzrechtlichen Verboten des § 44 BNatSchG auch unter Berücksichtigung der euro-

parechtlichen Artenschutzbestimmungen nach Art. 16 FFH-RL vorliegen. Die Planfest-

stellungsbehörde erachtet es daher unter Berücksichtigung des ihr zustehenden Ermes-

sens für sachgerecht und zulässig, dem Straßenbaulastträger vorsorglich eine Aus-

nahme von den Verbotstatbeständen des § 44 Abs. 1 und 2 BNatSchG im Hinblick auf
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die relevanten FFH- und Vogelarten zu erteilen. Maßgeblich für diese Entscheidung sind

die für die Maßnahme sprechenden überwiegenden Gründe des Gemeinwohls bzw. der

öffentlichen Sicherheit und die demgegenüber vergleichsweise geringfügigen Beein-

trächtigungen unter dem Gesichtspunkt des Artenschutzes, das Fehlen zumutbarer Al-

ternativen sowie der Umstand, dass keine Verschlechterung des günstigen Erhaltungs-

zustandes der Population einer Art zu erwarten ist bzw. bei Arten mit derzeitigem

schlechten Erhaltungszustand eine Verbesserung nicht behindert wird.

Letztendlich wäre aus Sicht der Planfeststellungsbehörde auch die Erteilung einer Be-

freiung gemäß § 67 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG von den Verboten des § 44 BNatSchG als

sachgerecht anzusehen, sollte sie entgegen dem bislang Dargestellten davon ausgehen

müssen, dass Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG für einzelne Tier- und Vogelarten

erfüllt wären und auch keine Ausnahme im Sinne des § 45 Abs. 7 BNatSchG zugelassen

werden könnte, weil die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu einer unzumut-

baren Belastung führen würde.

Aufgrund der dringenden Notwendigkeit der Umsetzung des Straßenbauvorhabens und

den damit verfolgten verkehrlichen Zielsetzungen, ist das Vorhaben aus überwiegenden

Gründen des öffentlichen Interesses im Sinne des § 67 BNatSchG geboten. Das Vorha-

ben ist daher aus artenschutzrechtlicher Sicht zulässig.

4. Habitat- und Vogelschutz (Gebietsschutz Natura 2000)

Im Planungsbereich bzw. im näheren Umfeld der Maßnahme befinden sich keine FFH-

oder Vogelschutzgebiete.

5. Umweltverträglichkeitsprüfung

Das europäische Gemeinschaftsrecht formuliert rechtliche Vorgaben für die Feststellung

der Umweltverträglichkeit bei der Zulassung bestimmter Vorhaben, namentlich auch be-

stimmter Straßenbauvorhaben. Die maßgeblichen Bestimmungen des Gemeinschafts-

rechts sind in der Richtlinie über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öf-

fentlichen und privaten Projekten - der EU-UVP-Richtlinie - vom 27. Juni 1985

(85/337/EWG) in ihrer heute gültigen aktuellen Fassung normiert. Die Vorgaben der EU-

UVP-Richtlinie sind im deutschen Recht umgesetzt. Die entsprechenden nationalen Um-

setzungsbestimmungen finden sich bundes-rechtlich im Gesetz zur Umsetzung der vor-

genannten UVP-Richtlinie vom 12. Februar 1990 (BGBl. I, S. 205), dem UVPG, sowie

im rheinland-pfälzischen Landesrecht im Landesgesetz über die Umweltverträglichkeits-

prüfung (LUVPG) vom 22. Dezember 2015 (GVBl. 2015, S. 516) in ihrer jeweils gültigen

Fassung. Das UVPG und das LUVPG enthalten - für ihren jeweils-ligen Anwendungs-

bereich - die maßgeblichen Bestimmungen für die Durchführung der Umweltverträglich-

keitsprüfung bei den von ihnen erfassten Straßenbauvorhaben. Das LUVPG verweist

für seinen Anwendungsbereich im Wesentlichen auf die Bestimmungen des UVPG.
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Entsprechend den vorgenannten Bestimmungen hat der Straßenbaulastträger für die

hier festzustellende Straßenbaumaßnahme eine „Allgemeine Vorprüfung des Einzel-

falls“ vorgenommen (vgl. Unterlage Kapitel A Nr. AVIII.1). Diese kommt zu dem Ergeb-

nis, dass durch das Bauvorhaben nicht mit erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf

die Umwelt zu rechnen ist; es besteht daher kein Erfordernis zur Durchführung einer

förmlichen Umweltverträglichkeitsprüfung. Die Planfeststellungsbehörde erachtet das

Ergebnis der v. g. Vorprüfung als nachvollziehbar und sachgerecht.

VIII. Ergänzende Erläuterungen zu den Einwendungen und Forderungen

Die Einwendungen und Forderungen der in Kapitel D aufgeführten Beteiligten konnten zum

Teil durch die erklärende Stellungnahme der Straßenbaudienststelle im Rahmen des Anhö-

rungsverfahrens ohne über den Plan hinausgehende Regelungen ausgeräumt werden. Teil-

weise ist den Einwendungen und Forderungen auch durch die Festlegungen in den festge-

stellten Unterlagen sowie durch die Aufnahme entsprechender Verpflichtungen in den Kapiteln

B und C dieses Beschlusses Rechnung getragen worden, so dass sie als ausgeräumt und

erledigt angesehen werden.

Zu den darüber hinausgehenden Einwendungen und Forderungen wird ergänzend zu den

Ausführungen insbesondere in Kapitel E dieses Planfeststellungsbeschlusses Nachfolgendes

erläutert:

1. Träger öffentlicher Belange

1.1 Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd

Aus Sicht der Raumordnung und Landesplanung bestehen keine Bedenken gegen den

geplanten Ausbau der L 349. Die Obere Landesplanungsbehörde weist ergänzend da-

rauf hin, dass (süd-)östlich an die Trasse der bestehende Feldspattagebau Niederberg-

Pfeffelbach sowie ein geplanter Abbauabschnitt eines Natursteinvertriebs angrenzen.

Der Straßenbaulastträger hat dies im Zuge der Bauausführung zu berücksichtigen; nä-

here Informationen hierzu sind direkt bei den Unternehmen einzuholen.

Die Planungsgemeinschaft Westpfalz hat über die Struktur- und Genehmigungsdirektion

Süd eine Stellungnahme abgegeben. Danach wird das geplante Straßenbauvorhaben

mitgetragen, sofern insbesondere keine naturschutzfachlichen Belange seitens der

Fachbehörde entgegenstehen. Diesbezüglich wird auf die Ausführungen zu den Belan-

gen des Natur- und Landschaftsschutzes und die entsprechenden Auflagen im Be-

schluss verwiesen. Die Planung für das Vorhaben genügt danach den natur- und um-

weltschutzrechtlichen Anforderungen.
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Die Obere Naturschutzbehörde (ONB) verweist in ihrer Stellungnahem darauf, dass hin-

sichtlich des Verlustes von Höhlenbäumen im Fachbeitrag Artenschutz widersprüchliche

Angaben vorliegen. Einerseits werde das Vorkommen entsprechender Habitate für

Spechte / Fledermäuse in den Relevanztabellen verneint. Andererseits bestehe bzgl.

des im Gebiet vorkommenden Stars die Möglichkeit des Verlustes von Bruthöhlen durch

die Rodung der Straßenbäume. Ergänzende Aussagen hierzu seien der ONB vor Bau-

beginn bzw. vor den erforderlichen Rodungen vorzulegen.

Der Straßenbaulastträger hat hierzu eine ergänzende Stellungnahme erstellt, die der

ONB mit der Mitteilung der Anhörungsbehörde auf den Verzicht eines Erörterungster-

mins mit der Gelegenheit zur Rückäußerung übersandt wurde. In der Stellungnahme

erläutert der Baulastträger, dass hinsichtlich des Verlustes von Höhlenbäumen im Fach-

beitrag Artenschutz festgestellt wurde, dass unter den durch den Straßenausbau zu be-

seitigenden Straßenrandgehölzen möglicherweise Bäume mit Baumhöhlen als Brut-

plätze des Stars betroffen sein könnten. Diese wurden jedoch aufgrund der unmittelba-

ren Nähe zur Landesstraße nur als suboptimale Bruthabitate dargestellt. Die angrenzen-

den verbleibenden umfangreichen Böschungs- und Feldgehölze sowie die Ufergehölze

am Pfeffelbach beinhalten zahlreiche potenzielle Höhlenbäume. Daher ist nach Ansicht

des Straßenbaulastträgers ein Ausweichen in diese Biotopstrukturen leicht möglich, und

es sei davon auszugehen, dass ein Ausweichen in diese Bereiche erfolge. Weiterhin

seien angesichts der allgemein geringen Siedlungsdichte der Art am Straßenrandbe-

reich die verbleibenden Gehölzbestände im Umfeld ausreichend, so dass hier nicht von

einer signifikanten Auswirkung auf den Erhaltungszustand der lokalen Population aus-

zugehen sei und ein Verbotstatbestand nicht eintreten werde.

Die ONB hat sich nach Übersendung der Stellungnahme zu den Ausführungen des Bau-

lastträgers hinsichtlich des Verlustes von Höhlenbäumen nicht weiter geäußert, sodass

davon auszugehen ist, dass die geltend gemachten Punkte insoweit ihre Erledigung ge-

funden haben. Ergänzend wird auf die Auflage in Kapitel C II verwiesen, wonach der

Baulastträger verpflichtet wird eine ergänzende artenschutzrechtliche Bewertung der

v.g. Arten vorzunehmen.

1.2 Verbandsgemeindeverwaltung Lauterecken-Wolfstein

Die Verbandsgemeinde teilt mit, dass der Umsetzung der Ersatzmaßnahme E 1 inner-

halb der Ökokontofläche in der Gemeinde Offenbach-Hundheim nicht widersprochen

wird.

1.3 Kreisverwaltung Kusel

Hinsichtlich der Erfassung der Ausgleichs-u und Ersatzmaßnahme im Kompensations-

verzeichnis wird auf Kapitel B, Auflage Nr. 8 verwiesen. Die KOM- und EIV-Nummern

wird der Baulastträger an die Untere Naturschutzbehörde bei der Kreisverwaltung über-

mitteln.
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1.4 Dienstleistungszentrum Ländlicher Raum (DLR)

Der Ausbau der L 349 wird begrüßt. Es sei darauf zu achten, dass die Kurvenradien der

einmündenden Wirtschaftswege mindestens 10 m betragen, um dem landwirtschaftli-

chen Verkehr eine gefahrlose Ein- und Ausfahrt zu ermöglichen. Der Baulastträger hat

in seiner Stellungnahme darauf hingewiesen, dass die baubedingt in Anspruch zu neh-

menden Wege grundsätzlich mit dem bisher vorhandenen Aufbau wiederhergestellt wer-

den; eine geometrische Anpassung der Ränder könne allerdings im ausgewiesenen Ka-

taster und in den entsprechen Grunderwerbsgrenzen vorgenommen werden, sofern der

Baulastträger der Wirtschaftswege dies wünscht. Insoweit wird ergänzend auf die Auf-

lage Nr. 4 in Kapitel B des Beschlusses verwiesen.

1.5 Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz

Die Landwirtschaftskammer hat vorgetragen, dass die Erschließung der landwirtschaft-

lichen Flächen, insbesondere im Bereich der Flurstücke 109-118, nicht ausreichend ge-

sichert sei. Die Grundstücke seien nur aufgrund der derzeitigen Bewirtschaftungssitua-

tion durch lediglich einen Bewirtschafter erreichbar. Grundsätzlich müsse für jedes

Grundstück die Zufahrtsmöglichkeit zur L 349 geschaffen werden; eine einvernehmliche

Abstimmung mit den Grundstückseigentümer sei herbeizuführen.

Der Baulastträger hat in seiner Erwiderung zu dem Vorbringen richtigerweise darauf ver-

wiesen, dass außerhalb geschlossener Ortschaften nach den straßengesetzlichen Re-

gelungen grundsätzlich kein allgemeines Zufahrtsrecht bestehe. Die Erforderlichkeit der

Herstellung einer Zufahrtsmöglich könne vorliegend insbesondere dann gegeben sein,

wenn durch die Straßenbaumaßnahme das vorhandene Wirtschaftswegenetz baube-

dingt verändert oder unterbrochen werden würde. Dies ist vorliegend im angesproche-

nen Ausbaubereich zwischen Bau-km 3+820 und Bau-km 4+400 aber nicht der Fall,

sodass die Bewirtschaftungs- und Zufahrtsmöglichkeiten auch nach Ausbau der L 349

weiterhin gegeben sind. Der Baulastträger hat dabei darauf zu achten, dass nach Aus-

bau der L 349 die Zufahrtsmöglichkeit zu den beiden vorhandenen Wirtschaftswegen

bei Bau-km 3+640 und Bau-km 4+450 weiterhin gegeben ist.

Soweit das vorhandene Wirtschaftswegenetz und die Zufahrtsmöglichkeiten zur den

landwirtschaftlichen Grundstücke straßenbaubedingt verändert wird, hat der Vorhaben-

träger die Erschließung der landwirtschaftlichen Grundstücke sicherzustellen. Insoweit

wird ergänzend auf die Auflagen Nrn. 4 und 9 in Kapitel B des Beschlusses verwiesen.

Hinsichtlich der weiteren Erschließung der Anliegergrundstücke, auch während der Bau-

durchführung, wird auf die Auflage Nr. 4 in Kapitel CV verwiesen.

Weiterhin hat die Landwirtschaftskammer auf Aspekte der Straßenentwässerung hinge-

wiesen. In Bezug auf den angesprochenen Vorflutgraben auf dem Flurstück 110 hat der
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Baulastträger in seiner Stellungnahme klargestellt, dass der Graben sowie der Durch-

lass unterhalb der L 349 im Zuge der Bauarbeiten baulich nicht verändert wird. Ergän-

zend wird auf die Ausführungen zur Entwässerung/Gewässerschutz in diesem Kapitel

und auf die wasserrechtlichen Auflagen in Kapitel CIII verwiesen. Danach wird das an-

fallende Oberflächenwasser der L 349 gemäß dem festgestellten fachtechnischen Ent-

wässerungskonzept ordnungsgemäß abgeleitet.

In Bezug auf die Gehölzpflanzungen entlang der L 349 wurde dem Baulastträger aufer-

legt, insbesondere im Bereich der Zufahrten zu den landwirtschaftlichen Flächen darauf

zu achten, dass Sichtbehinderungen für den landwirtschaftlichen Verkehr ausgeschlos-

sen werden können (vgl. Auflage Nr. 8 in Kapitel CV).

2. Privatbetroffene

Die erhobenen Einwendungen werden aus Datenschutzgründen in anonymisierter Form

unter einer individuell vergebenen Einwendungsnummer abgehandelt. Die Einwen-

der/innen werden über die ihnen zugeteilte Nummer, unter der ihr Vorbringen behandelt

wird, mit der Zustellung des Planfeststellungsbeschlusses schriftlich benachrichtigt.

Eingriffe in Privateigentum / Grundstücksbedarf

Der Ausbau der vorliegenden Straßenbaumaßnahme beansprucht Flächen und zieht

somit zwangsläufig Grundstücksinanspruchnahmen nach sich. Für den Ausbau der L

349 werden Flächen für die Herstellung der Trasse und für die Durchführung notwendi-

ger naturschutzrechtlicher Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen benötigt.

Im Anhörungsverfahren haben verschiedene Grundstückseigentümer Einwendungen

gegen ihre individuellen Grundstücksbetroffenheiten geltend gemacht. Grundstücksin-

anspruchnahmen Privater sind für die Planfeststellung von besonderem Gewicht und

nach Möglichkeit zu vermeiden. Bereits bei der Planung eines solchen Vorhabens ist

grundsätzlich darauf zu achten, dass Inanspruchnahmen möglichst vermieden werden

und ansonsten auf ein unverzichtbares Maß beschränkt bleiben.

Dennoch ist es nicht immer möglich, auf die Inanspruchnahme von Grundstücken in

privatem Eigentum zu verzichten; diese sind auch unter Beachtung des Art. 14 GG zu-

lässig. Danach kann eine Beanspruchung dann erfolgen, wenn diese zum Wohl der All-

gemeinheit und auf Grund eines Gesetzes erfolgt (Art. 14 Abs. 3 GG). Das bedeutet,

dass das Eigentum als solches nicht grundsätzlich vor Eingriffen anlässlich einer Stra-

ßenbaumaßnahme geschützt ist, sondern im Rahmen der Abwägungsentscheidung gfs.

zu Gunsten des Straßenbaus unter Zurückstellung individueller Betroffenheiten, na-

mentlich der Inanspruchnahmen von Grundstücken, an der Straßenplanung festgehal-

ten werden muss. Darin kommt die sog. „enteignungsrechtliche Vorwirkung“ des Plan-

feststellungsbeschlusses zum Ausdruck; in diesem Verfahrensstadium ist zu entschei-

den, in welchem Umfang eine Inanspruchnahme privater Flächen erforderlich ist.
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Die Planungsrechtfertigung für den Ausbau der hier festgestellten Ausbaumaßnahme

ergibt sich vorliegend aus der Gesamtheit der Ausführungen in Kapitel E zur Zulässigkeit

der festgestellten Planung. Die Planfeststellungsbehörde erachtet die Planungsrechtfer-

tigung als gegeben; der Ausbau der L 349 zwischen Pfeffelbach und Thallichtenberg ist

zielkonform zu den Bestimmungen des Landesstraßengesetzes und damit auch geeig-

net, entgegenstehende Belange aus dem Eigentum zu überwinden und dem Straßen-

baulastträger das ihm nach § 9 Abs. 1 LStrG zustehende Enteignungsrecht einzuräu-

men. Dies gilt sowohl für die Flächen die zur Herstellung der Trasse als auch zur Durch-

führung naturschutzrechtlicher Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen benötigt werden.

Einwender/in Nr. 1:

¶ Ausweislich der Grunderwerbsunterlagen wird von dem Grundstück des Einwen-

ders eine Teilfläche von 275 m² bei einer Gesamtgröße von 6.320 m² vorüber-

gehend für den Straßenausbau in Anspruch genommen. Der Einwender trägt

vor, die Fläche werde im Rahmen des Programms EULLa (Programmteil Ökolo-

gische Wirtschaftsweise) gefördert. Da jede Um- und Nichtnutzung der Grund-

stücke der Förderrichtlinie widerspreche, sei die baubedingte Inanspruchnahme

im Vorfeld mit der Landwirtschaftsbehörde abzustimmen.

Auf die vorübergehend in Anspruch zu nehmende Fläche kann nicht verzichtet

werden, da diese im Zuge des verkehrsgerechten Ausbaus der L 349 als Arbeits-

streifen während der Bauzeit benötigt wird. Zur weiteren Begründung wird auf

die Ausführungen in Kapitel dieses Beschlusses zur Zulässigkeit der festgestell-

ten Planung verwiesen. Im Zuge des Entschädigungsverfahrens wird die Inan-

spruchnahme des Grundstücks durch den Vorhabenträger selbstverständlich

entschädigt (vgl. Auflagenregelung Nr. 11 in Kapitel II des Beschlusses). Im Zuge

dieser Grunderwerbsverhandlungen ist dann auch über die Entschädigung hin-

sichtlich der Nutzung der zu beanspruchenden Flächen im Rahmen der EULLA-

Förderung des ökologischen Landbaus in Abstimmung mit den zuständigen Be-

hörden zu entscheiden.

¶ Hinsichtlich der Bedenken in Bezug auf unterbrochene Zufahrtsmöglichkeiten zu

den Grundstücken während der Bauarbeiten wird auf die Auflage in Kapitel CV

4 verwiesen; eine Erreichbarkeit der Grundstücke wird demnach gewährleistet.

¶ Soweit weiterhin vorgetragen wurde, die Grenzpunkte der Grundstücksgrenzen

seien nach Abschluss der Bauarbeiten auf Kosten des Bauherrn wiederherzu-

stellen, hat dies der Baulastträger in seiner Stellungnahme zugesichert (vgl. Auf-

lage in Kapitel CV 5).

¶ Bezüglich des Oberflächenwasserablaufs im Bereich der Grundstückseinfahrt,

wird der Baulastträger, sofern im Zufahrtsbereich ein entsprechender Ände-

rungsbedarf entsteht, Anpassungsmaßnahmen durchführen um eine ordnungs-

gemäße Entwässerung der Straße sicherzustellen.
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Darüber hinaus werden Beeinträchtigungen und Schäden an dem Grundstück

aufgrund der vorgesehenen Einleitstelle E 1 befürchtet. Das anfallende Oberflä-

chenwasser der L 349 wird in diesem Bereich gemäß dem festgestellten fach-

technischen Entwässerungskonzept über eine Bord-/Rinnenanlage und eine

Transportleitung gesammelt und dann über die bestehende Straßenböschung

über die Einleitstelle E 1 breitflächig ins Gelände versickert. Diesbezüglich hat

der Baulastträger eine ordnungsgemäße Entwässerung und Versickerung si-

cherzustellen (vgl. Auflage Kapitel CV 6).

¶ Hinsichtlich der Umsetzung der Begrünungsmaßnahme im Zuge der Gestal-

tungsmaßnahmen G 1 und G 2 wurde der Baulastträger mit der Auflage in Kapitel

C CV7 verpflichtet, Saatgut mit nicht-giftigen Pflanzen zu verwenden.

Abschließend geht die Planfeststellungsbehörde aufgrund der vorstehenden Ausführun-

gen und Zusagen des Baulastträgers sowie den verbindlichen Auflagen in Kapitel C die-

ses Beschlusses davon aus, dass seitens des Einwenders Einverständnis mit der Pla-

nung besteht und kein entscheidungserheblicher Einwand mehr vorliegt.

Sollte dies nicht der Fall sein, müssten die Einwendungen unter Hinweis auf die darge-

legte Notwendigkeit des Straßenbauvorhabens zurückgewiesen werden. Eventuell ver-

bleibende Beeinträchtigungen durch die Straßenbaumaßnahme gehen aus Sicht der

Planfeststellungsbehörde nicht über die Grenzen des Zumutbaren hinaus und sind von

den Betroffenen hinzunehmen.

Einwender/in Nr. 2:

Der Einwender lehnt die vorgesehene Inanspruchnahme seiner Grundstücke für den

Ausbau der L 349 ab. Des Weiteren wendet er sich allgemein gegen die geplante Ober-

flächenentwässerung und befürchtet durch die Neigung des Straßenbelags im Bereich

seiner Eigentumsflächen ein erhebliches Risiko für den Straßenverkehr (Linkskurve, Ge-

fälle, Glatteis, Schnee etc.).

Der Baulastträger hat in seiner Erwiderung zu dem Einwand erläutert, dass die zwischen

Bau-km 4+170 bis 4+440 liegenden Flächen zur Herstellung der verkehrstechnisch er-

forderlichen Bankette sowie der Angleichung der vorhandenen Böschung benötigt wer-

den. Im Bereich zwischen Bau-km 4+440 und 4+570 wird der Grunderwerb für Herstel-

lung der Bushaltestelle erforderlich. Auf die Inanspruchnahme der Flächen des Einwen-

ders kann daher nicht verzichtet werden.

Hinsichtlich der Entwässerung im Bereich des Einwenders hat die Straßenbaudienst-

stelle dargelegt, dass die Einleitstellen E 4 und E 5 derzeit bereits vorhanden sind und

ausbaubedingt lediglich an die neue Situation angepasst werden. Die Einleitstelle E 4

dient dabei der Entwässerung des Steinbruchbetriebes und wird zu Straßenentwässe-

rung lediglich mitbenutzt. Bei der Einleitstelle E 5 wird der vorhandene Durchlass erneu-

ert.
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In einer der Planfeststellungsbehörde vorliegenden ergänzenden Stellungnahme hat der

Baulastträger weiter darauf hingewiesen, dass sich die Einleitstelle 5 in einem bewalde-

ten Flurstück befindet, dessen Nutzung durch die Einleitung nicht beeinträchtigt wird. In

der Ausführungsplanung wird geprüft, ob auf die beabsichtigte breitflächige Versicke-

rung im Bereich der Bushaltstellen zu Flurstück Nr. 105 verzichtet werden kann.

In Bezug auf die befürchteten Risiken für den Straßenverkehr hat der Baulastträger in

der ergänzenden Stellungnahme nachvollziehbar erläutert, dass die vorgesehene Stra-

ßenquerneigung der vorgegebenen heutigen Trasse folgt und entsprechend richtlinien-

konform angelegt ist. Es gibt Bereiche in denen die Querneigung alternativ zu der ge-

planten ausgeführt werden könnte, dies würde jedoch eine größere Flächeninanspruch-

nahme im Bereich der talseitigen Böschung mit sich bringen, da diese Böschung ent-

sprechend hoch angeschultert werden müsste. Die vorliegende Planung orientiert sich

überwiegend an dem heutigen Bestand und optimiert den Ausbau der L 349 somit auch

unter dem Gesichtspunkt einer geringen Flächeninanspruchnahme.

Der Einwand erweist sich insgesamt als unbegründet und wird daher zurückgewiesen.

Hinsichtlich der Grundstückinanspruchnahme ist festzuhalten, dass die in Anspruch zu

nehmenden Flächen für den verkehrsgerechten Ausbau der L 349 benötigt werden und

auf die Inanspruchnahme daher nicht verzichtet werden kann. Zur weiteren Begründung

wird auf die Ausführungen in Kapitel E zur Zulässigkeit der festgestellten Planung und

auf die obigen Ausführungen zu „Eingriffe in Privateigentum / Grundstücksbedarf“ ver-

wiesen. Das Interesse des Grundstückseigentümers an einem ungeschmälerten Erhalt

seines Eigentums muss daher hinter dem Interesse der Allgemeinheit an einer Realisie-

rung der Ausbaumaßnahme zurückstehen. Ergänzend wird seitens der Planfeststel-

lungsbehörde darauf hingewiesen, dass die Eigentümer für die Inanspruchnahme ihres

Grundstücks selbstverständlich entschädigt werden (vgl. Auflagenregelung Nr. 11 in Ka-

pitel).

Bezüglich des Einwands zur Entwässerung kann festgestellt werden, dass das anfal-

lende Oberflächenwasser der L 349 gemäß dem festgestellten fachtechnischen Entwäs-

serungskonzept abgeleitet wird. Die Planfeststellungsbehörde erachtet das hier festge-

stellte wassertechnische Konzept insgesamt für sachgerecht und ausgewogen und hat

keinen Anlass, an der Richtigkeit der dort vorgesehenen Entwässerungsmaßnahmen zu

zweifeln. Insoweit kann ergänzend auf die wassertechnischen Unterlagen verwiesen

werden. Aus Sicht der Planfeststellungsbehörde besteht hierzu kein weiterer Entschei-

dungsbedarf, da die Belange der Wasserwirtschaft in der Planung ausreichend berück-

sichtigt und mit der zuständigen Oberen Wasserbehörde bei der Struktur- und Geneh-

migungsdirektion Süd und der Unteren Wasserbehörde bei der Kreisverwaltung Kusel

unter Beachtung der festgesetzten Nebenbestimmungen einvernehmlich abgestimmt

wurden.

Auch die geäußerten Zweifel hinsichtlich der planerischen und technischen Umsetzung

der Baumaßnahme sind unbegründet. Die Umsetzung erfolgt richtlinienkonform und



Kapitel E, Begründung

Seite 45

nach dem aktuellen Stand der Technik. Insoweit wird auch auf die planfestgestellten

technischen Planunterlagen und auf die Aussagen im Erläuterungsbericht verwiesen.

Die geäußerten Bedenken im Hinblick auf die Verkehrssicherheit sind somit nicht zutref-

fend.

Die Einwendungen werden daher unter Hinweis auf die dargelegte Notwendigkeit des

Straßenbauvorhabens zurückgewiesen. Eventuell verbleibende Beeinträchtigungen

durch die Straßenbaumaßnahme gehen aus Sicht der Planfeststellungsbehörde nicht

über die Grenzen des Zumutbaren hinaus und sind von den Betroffenen hinzunehmen.

Einwender/in Nr. 3:

Der Einwender erhebt Bedenken hinsichtlich der Einstufung der L 349 in die Belastungs-

klasse 1,0 und schlägt die Verwendung der Belastungsklasse 1,8 vor. Weiterhin sei die

Dimensionierung der vorgesehenen Asphalt- und Deckschicht zu überprüfen.

Der Baulastträger hat in seiner Stellungnahme zu dem Einwand nachvollziehbar darge-

legt, dass in den „Richtlinien für die Standardisierung des Oberbaus von Verkehrsflä-

chen“ (RStO 12) auf Basis von regional vorherrschenden Frost- und Verkehrsbelastun-

gen Schichtaufbauten für den Straßenoberbau in den Bauweisen mit Asphalt-, Beton-

und Pflasterdecke definiert werden. Durch die Ableitung von äquivalenten 10 t-Achs-

übergängen des Schwerverkehrs kommt es zu einer Unterteilung in bis zu 7 Belastungs-

klassen mit unterschiedlichen Schichten bzw. -dicken. Diese Schichtaufbauten sollen

einen ausreichenden Ermüdungswiderstand sowie ausreichende Tragfähigkeit gegen

Belastung aus Verkehr und Witterung während der geplanten Nutzungsdauer gewähr-

leisten.

Die im Rahmen der vorliegenden Planung auf Basis der turnusmäßigen Verkehrszäh-

lung ermittelte Belastungsklasse wird regelmäßig bei der Erstellung der Ausführungs-

planung überprüft und ggf. für die Ausführung angepasst. Hierin werden ebenso dann

die regionalen, streckenbezogenen Besonderheiten berücksichtigt.

Die Planfeststellungsbehörde schließt sich den Ausführungen an und verweist ergän-

zend auf die entsprechenden Ausführungen im festgestellten Erläuterungsbericht (vgl.

Unterlage Kapitel A Nr. AVIII.1). Dort ist in Kapitel 4 (Technische Gestaltung der Bau-

maßnahme) die Begründung der gewählten Belastungsklasse und der vorgesehenen

Asphalt- /Deckschichten ebenfalls nachvollziehbar hergeleitet.

Hinsichtlich der Entwässerung hat der Baulastträger erläutert, dass im Zuge der Stra-

ßenplanung neben den Außeneinzugsgebieten, den befestigten Flächenanteilen der

Fahrbahn und den zuführenden Wegen auch die Entwässerungsmaßnahmen des Stein-

bruchbetriebes berücksichtigt wurden. Der Baulastträger ist darüber informiert, dass der-

zeit für den Abbaubetrieb ein ergänzendes wasserrechtliches Genehmigungsverfahren

unabhängig von der vorliegenden Straßenplanung durchgeführt wird. Sofern die L 349
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von dem Entwässerungskonzept des Steinbruches tangiert wird, wird der LBM Kaisers-

lautern die Abflusswerte des Betriebes in der Straßenplanung berücksichtigen.

Die Planfeststellungsbehörde erachtet das hier festgestellte wassertechnische Konzept

insgesamt als sachgerecht und ausgewogen und hat keinen Anlass, an der Richtigkeit

der dort vorgesehenen Entwässerungsmaßnahmen zu zweifeln. Insoweit kann ergän-

zend auf die wassertechnischen Unterlagen verwiesen werden. Aus Sicht der Planfest-

stellungsbehörde besteht hierzu kein weiterer Entscheidungsbedarf, da die Belange der

Wasserwirtschaft in der Planung ausreichend berücksichtigt und mit der zuständigen

Oberen Wasserbehörde bei der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd und der Un-

teren Wasserbehörde bei der Kreisverwaltung Kusel unter Beachtung der festgesetzten

Nebenbestimmungen einvernehmlich abgestimmt wurden.

Hinsichtlich der vorgetragenen Bedenken, die vorgesehene Ausbaubreite der L 349 sei

mit 6,50 m zu schmal bemessen, kann insbesondere auf die begründenden Ausführun-

gen im Erläuterungsbericht (vgl. Unterlage Kapitel A Nr. AVIII.1) zur Querschnittsgestal-

tung der L 349 und der entsprechenden festgestellten Querprofile sowie auf die Ausfüh-

rungen zur Zulässigkeit des Verfahrens in diesem Beschluss verwiesen werden. Dort

wird die Wahl des Straßenquerschnitts ausführlich dargelegt und begründet. Insbeson-

dere wurde es durch die Zwangspunkte der vorhandenen anzubindenden Straßen und

die begrenzte Flächenverfügbarkeit im Ausbaubereich erforderlich ein Sonderquer-

schnitt SQ 9,5 mit 6,50 m Fahrbahnbreite zu wählen. Ergänzend hat der Baulastträger

hierzu in seiner Stellungnahme erläutert, dass Fahrzeuge grundsätzlich eine maximale

Breite von 2,55 m einnehmen. Bei Fahrzeugen, die für land- oder forstwirtschaftliche

Zwecke eingesetzt werden, darf die Breite nur dann bis zu 3,0 m betragen, wenn land-

oder forstwirtschaftliche Erzeugnisse oder Arbeitsgeräte transportiert werden. Bei dem

vorgesehenen Ausbau sei daher eine Begegnung ohne Einschränkung im Normalbe-

trieb gewährleistet, zumal die Kurvenbereiche zusätzlich ausgeweitet werden und die

Straßenbankette mit einer Breite von jeweils 1,50 m standfest mit Schotterrasen ausge-

bildet werden.

Die Planfeststellungsbehörde erachtet die Wahl der Gestaltung des Straßenquerschnitts

als sachgerecht und ausgewogen. Durch den der Straßenplanung zugrundeliegenden

Sonderquerschnitt SQ 9,5 mit den entsprechenden Aufweitungen die Kurvenbereiche

lassen sich die Beeinträchtigungen des fließenden Verkehrs im Plangebiet wirkungsvoll

begrenzen.

Hinsichtlich der vorgeschlagenen Ausgestaltung der Bushaltestelle in Richtung Thal-

lichtenberg hat der Baulastträger in seiner Stellungnahme zugesichert, die Vorschläge

des Einwenders im Zuge der Bauausführung zu prüfen.
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Abschließend geht die Planfeststellungsbehörde aufgrund der vorstehenden Erläuterun-

gen und Zusagen des Baulastträgers sowie den verbindlichen Auflagen in Kapitel C die-

ses Beschlusses davon aus, dass seitens des Einwenders Einverständnis mit der Pla-

nung besteht und kein entscheidungserheblicher Einwand mehr vorliegt.

Sollte dies nicht der Fall sein, müssten die Einwendungen unter Hinweis auf die darge-

legte Notwendigkeit des Straßenbauvorhabens zurückgewiesen werden. Eventuell ver-

bleibende Beeinträchtigungen durch die Straßenbaumaßnahme gehen aus Sicht der

Planfeststellungsbehörde nicht über die Grenzen des Zumutbaren hinaus und sind von

den Betroffenen hinzunehmen.

Einwender/in Nr. 4:

Der Betreiber eines Tagebaubetriebs trägt vor, dass der Betrieb im Ausbaubereich mit

zwei Zufahrten an die L 349 angebunden ist. Es wird darauf hingewiesen, dass beide

Zufahrten während der Bauphase aus wenigstens einer Richtung anfahrbar sein müs-

sen und der Bauablauf rechtzeitig mit dem Unternehmen abzustimmen sei.

Der LBM Kaiserslautern hat in seiner Erwiderung erläutert, dass hinsichtlich der ange-

sprochenen Zufahrtsmöglichkeiten zum derzeitigen Verfahrensstand keine detaillierten

Angaben möglich sind. Grundsätzlich könne es durch den Ausbau der Landesstraße

baubedingt allerdings auch zu Beschränkungen der Zufahrtsmöglichkeiten kommen.

Der Baulastträger hat in seiner Stellungnahme zugesagt, das Zufahrtskonzept mit dem

Tagebaubetreiber sowohl im Vorfeld der Maßnahme als auch während der Bauzeit ab-

zustimmen. Insoweit kann auch auf die Auflage in Kapitel CV10 verwiesen werden.

Weiterhin hat der LBM Kaiserslautern die Planfeststellungsbehörde darüber informiert,

dass die vom Tagebaubetreiber erbetene Kostenschätzung für die Anlage der Linksab-

biegespur dem Unternehmen zwischenzeitlich zur Verfügung gestellt wurde. Einer wei-

teren Regelung in diesem Beschluss bedarf es nicht.

Die Planfeststellungsbehörde geht davon aus, dass aufgrund der vorstehenden Ausfüh-

rungen und der Auflage in Kapitel C des Beschlusses Einvernehmen mit der Planung

besteht und insoweit kein weiterer Entscheidungsbedarf vorliegt. Sollte dies nicht der

Fall sein, müssten die Einwendungen unter Hinweis auf die dargelegte Notwendigkeit

des Straßenbauvorhabens zurückgewiesen werden. Eventuell verbleibende Beeinträch-

tigungen durch die Straßenbaumaßnahme gehen aus Sicht der Planfeststellungsbe-

hörde nicht über die Grenzen des Zumutbaren hinaus und sind von den Betroffenen

hinzunehmen.

IX. Erläuterungen zur Erforderlichkeit der in den Kapiteln B und C erlassenen Neben-

bestimmungen

Die in den Kapiteln B und C angeordneten Nebenbestimmungen sind zulässig, da sie sicher-

stellen, dass die beantragte straßenrechtliche Planung gemäß § 5 LStrG im Einklang mit den
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einschlägigen gesetzlichen Regelungen des Planfeststellungsrechts, des Naturschutzrechts,

des Immissionsschutzrechts, des Wasserrechts, des Forstrechts und anderer zu beachtender

fachrechtlicher Bestimmungen und unter Wahrung schutzwürdiger Belange und Rechte Dritter

festgestellt werden kann.

X. Gesamtabwägung der Planfeststellungsbehörde

Die vorliegende Planung erfolgt im überwiegenden öffentlichen Interesse. Ihr stehen weder

Planungsleitsätze noch sonstige in der Abwägung unüberwindliche gegenläufige private oder

öffentliche Belange entgegen. Die festgestellte Planung erweist sich auch im Hinblick auf die

in die Abwägung einzustellenden öffentlichen und privaten Belange als abwägungsfehlerfrei.

Für den Ausbau der L 349 zwischen Pfeffelbach und Thallichtenberg besteht ein besonderes

öffentliches Interesse.

Die Planung für das Vorhaben genügt den natur- und umweltschutzrechtlichen Anforderun-

gen. Nach den Ergebnissen einer durchgeführten UVP-Vorprüfung des Einzelfalls sind keine

erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten, so dass auf die Durchführung ei-

ner Umweltverträglichkeitsprüfung verzichtet werden konnte.

Der durch die Realisierung des Vorhabens erfolgende Eingriff in Natur und Landschaft be-

schränkt sich auf den unbedingt erforderlichen Umfang. Der Eingriff wird nach Maßgabe des

Fachbeitrages Naturschutz durch geeignete Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen kompensiert.

Durch ein Vermeidungs- und Kompensationskonzept sowie die im vorliegenden Planfeststel-

lungsbeschluss angeordneten Nebenbestimmungen wird zudem gewährleistet, dass die im

Vorhabengebiet befindlichen besonders geschützten Arten nicht beeinträchtigt werden bzw.

bei den Arten, bei den die Erfüllung von Verbotstatbeständen nicht sicher auszuschließen ist,

die Verbote im Wege der Ausnahmezulassung überwunden werden können. Erhebliche Be-

einträchtigungen von Natura-2000 Gebieten sind auszuschließen.

Unter dem Gesichtspunkt des Verkehrslärmschutzes besteht keine Notwendigkeit, dem Vor-

habenträger die Durchführung von Lärmschutzmaßnahmen aufzugeben. Die durchgeführten

Lärmuntersuchungen haben gezeigt, dass negative Auswirkungen durch vom Straßenverkehr

ausgehende Lärmemissionen, bei denen nach den einschlägigen immissionsrechtlichen Best-

immungen Lärmschutzmaßnahmen anzuordnen wären, nicht zu erwarten sind. Die von der

Straßenplanung ausgehenden Belastungen mit Luftschadstoffen erweisen sich ebenfalls als

unbedenklich.

Die Entwässerungskonzeption entspricht den wasserwirtschaftlichen Anforderungen. Nega-

tive Auswirkungen auf das Grundwasser und auf Oberflächengewässer sind bei der vorgese-

henen Entwässerung ausgeschlossen.

Bei einer Gesamtbetrachtung der Wirkungen der Maßnahme ist der hiermit verfolgte Zweck

der Erhöhung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs gegenüber den Belangen des Na-

turschutzes, des Wasserhaushaltes und des Lärmschutzes wegen der nach Durchführung von

Vermeidungs-, Sicherungs-, Ausgleichs-/ Ersatzmaßnahmen verbleibenden allenfalls gering-
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fügigen Beeinträchtigung dieser Belange vorrangig. Die Abwägung der durch das Gesamtvor-

haben berührten öffentlichen und privaten Belange führt deshalb zum Ergebnis, dass die Vo-

raussetzungen für die Planfeststellung des Ausbaues der L 349 zwischen Pfeffelbach und

Thallichtenberg vorliegen.

Die Planfeststellungsbehörde gelangt daher zu der Bewertung, dass der Ausbau der L 349

zwischen Pfeffelbach und Thallichtenberg zulässigerweise realisierbar ist.

XI. Vollziehbarkeit des Beschlusses

Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 i.V.m. § 80a Abs. 1 Nr. 1 VwGO wird die sofortige Vollziehung des

vorliegenden Planfeststellungsbeschlusses für den Ausbau der L 349 zwischen Pfeffelbach

und Thallichtenberg angeordnet. Der Planfeststellungsbeschluss ist somit sofort vollziehbar (§

80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO); eine Anfechtungsklage gegen diesen Beschluss hat daher keine auf-

schiebende Wirkung. Die Anordnung der sofortigen Vollziehung des Planfeststellungsbe-

schlusses ist im öffentlichen Interesse bzw. im überwiegenden Interesse des Straßenbaulast-

trägers gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 i.V.m. § 80a VwGO geboten.

Im Rahmen der hier vorzunehmenden Abwägung zwischen dem Interesse der Allgemeinheit

bzw. des Straßenbaulastträgers an einer umgehenden Verwirklichung der planfestgestellten

Straßenbaumaßnahme und einem individuellen Interesse im Hinblick auf die Aufrechterhal-

tung der aufschiebenden Wirkung erweist sich das Vollzugsinteresse der Allgemeinheit bzw.

des Straßenbaulastträgers gegenüber einem eventuellen Suspensivinteresse als vorrangig.

Der Vorhabenträger hat mit E-Mail vom 17. November 2021 einen Antrag auf sofortige Voll-

ziehung des Planfeststellungsbeschlusses bei der Planfeststellungsbehörde gestellt und die

Notwendigkeit und Dringlichkeit hinsichtlich einer zeitnahen und zügigen Umsetzung der Aus-

baumaßnahme begründet.

Danach ist in einem Teilabschnitt der für den Ausbau der L 349 vorgesehenen Ausbaustrecke

zwischen Pfeffelbach und Thallichtenberg eine die Verkehrssicherheit beeinträchtigende Situ-

ation eingetreten. Im Bereich zwischen Bau-km 4+750 und 4+800 hatte sich im Jahr 2020 im

Bereich der talseitigen Böschung eine Rutschung mit einer Absackung von ca. 50 cm gegen-

über der ursprünglichen Höhe gebildet. Die Abrisskante lag zu diesem Zeitpunkt ca. 1 m seit-

lich des Fahrbahnrandes im Böschungsbereich. Durch den LBM Kaiserslautern wurde eine

entsprechende Baugrunduntersuchung beauftragt. Demnach ist der Straßendamm an der Tal-

seite bis zu einer Tiefe von ca. 5 m aufgefüllt. Vor allem im oberen Bereich ist das Böschungs-

material nur gering verdichtet. Im Untergrund stehen Hanglehme an. Im Gutachten wurde die

Sicherung des Rutschungsbereichs mit einem rückverankerten und auf Mikropfählen aufge-

stellten Randbalken vorgeschlagen. Das Gutachten liegt der Planfeststellungsbehörde vor.

Anfang 2021 ereignete sich eine weitere Rutschung, deren Abrisskante nunmehr direkt neben

dem Fahrbahnrand der L 349 liegt und bis zu 1 m Tiefe reicht. Die auf die Böschung wirkenden

Einflüsse aus dem anfallenden Oberflächenwasser und dem dynamischen Lasteintrag des

Schwerverkehrs im Zusammenhang mit dem benachbarten Steinbruchbetrieb begünstigen
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weitere Verformungen und Abrisse in diesem Bereich. Zudem ist der Böschungsfuß, je nach 

Wasserstand, als Prallhang des Pfeffelbaches vermehrt Ausspülungen ausgesetzt. Die ge-

nannten Einwirkungen destabilisieren die Böschung und können kurzfristig zu einer weiteren 

deutlichen Verschlechterung der Situation auch im Fahrbahnbereich der L 349 führen.

Vor diesem Hintergrund ist auch nach Überzeugung der Planfeststellungsbehörde eine um-

gehende Verwirklichung der Ausbaumaßnahme nach Vorliegen des Planfeststellungsbe-

schlusses im öffentlichen Interesse erforderlich, um weiteren Beschädigungen der Fahrbahn 

entgegen zu wirken und Beeinträchtigungen der Verkehrssicherheit auszuschließen sowie 

eine gfs. erforderliche Voll- bzw. Teilsperrung der L 349 in diesem Bereich zu vermeiden.

Die vorliegende Gefährdung der Verkehrsteilnehmer durch die beschriebenen Rutschungen 

und die bereits in Kapitel E dargelegten Gründen zur Zulässigkeit der festgestellten Planung 

zur Wiederherstellung einer verkehrssicheren Straßenverbindung rechtfertigen die Anordnung 

der sofortigen Vollziehung und den sofortigen Baubeginn.

Dabei gilt es insbesondere auch zu berücksichtigen, dass die mit der Baumaßnahme einher-

gehenden Auswirkungen auf die Betroffenheit Dritter (z. B. Inanspruchnahme von Grundei-

gentum und Lärmauswirkungen) sich als relativ geringfügig darstellen und auch die natur-

schutz- und wasserschutzfachlichen Wirkungen des Projekts durch die bauliche Gestaltung

der Baumaßnahme und die festgestellten Maßnahmen vollständig kompensiert werden.

Dem Antrag des Vorhabenträgers wird daher gefolgt. Die Anordnung der sofortigen Vollzie-

hung ist zwingend erforderlich.
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F Allgemeine Hinweise

I. Allgemeine Hinweise

1. Zuständige Straßenbaubehörde ist der Landesbetrieb Mobilität Kaiserslautern.

2. Zuständige Obere Wasserbehörde, wasserwirtschaftliche Fachbehörde, Obere 

Naturschutzbehörde und Enteignungsbehörde ist die Struktur- und Genehmi-

gungsdirektion Süd.

3. Zuständige Behörde für die Ausführung des Gesetzes zum Schutz des Bodens 

(BBodSchG) sowie des Landesbodenschutzgesetzes (LBodSchG) ist der Lan-

desbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz.

4. Die straßengesetzlichen Voraussetzungen im Sinne von Kapitel B, Nr. 9 ergeben 

sich aus § 39 LStrG, § 8 a Abs. 4 FStrG.

II. Hinweis auf Auslegung und Zustellung

Der Planfeststellungsbeschluss (Beschlusstext ohne zugehörige Planunterlagen) wird den Be-

teiligten, über deren Einwendungen entschieden worden ist, zugestellt.

Weitere Ausfertigungen dieses Beschlusses und die in Kapitel A, Nrn. AVIII und AIX genann-

ten Unterlagen werden darüber hinaus nach vorheriger ortsüblicher Bekanntmachung bei der

Verbandsgemeindeverwaltung Kusel-Altenglan zwei Wochen lang zur Einsichtnahme ausge-

legt. Mit dem Ende der Auslegung gilt der Planfeststellungsbeschluss gegenüber denjenigen

Betroffenen, die keine Einwendungen erhoben haben, als zugestellt. Hierauf ist in der ortsüb-

lichen Bekanntmachung ausdrücklich hinzuweisen.

Die in der nachfolgenden Rechtsbehelfsbelehrung genannte Frist zur Klageerhebung wird im 

Falle des obigen Absatzes 1 mit der unmittelbaren Zustellung, im Falle des Absatzes 2 mit 

dem Ende der Auslegungsfrist in Lauf gesetzt.
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